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E D I T O R I A L

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

alles Gute im neuen Jahr! Bleiben Sie 
gesund und erhalten Sie sich die Freude 
an der Arbeit.

2017 wird gewählt. Die Vertreterver-
sammlung der KV Berlin wählt ihren 
Vorstand. Sie hat die Chance, trotz be-
stehender Unterschiedlichkeiten, einen 
auf möglichst großem Konsens basie-
renden Vorstand zu wählen, der effizi-
ent und erfolgreich für die kassenärztli-
che Versorgung tätig wird. Er braucht 
eine große Mehrheit, um handlungsfä-
hig zu sein. Es geht nicht nur um die 
Kernaufgaben der kassenärztlichen 
Selbstverwaltung, sondern auch um 
politischen Einfluss in einer Stadt, die 
mit einer rot-rot-grünen Regierung 
Neuland betritt und um das Ansehen 
der ärztlichen Selbstverwaltung  
generell.

Wir begrüßen die neue Senatorin Dilek 
Kolat und ihre Mannschaft und freuen 
uns auf die Zusammenarbeit.

Im September wird ein neuer Bundes-
tag gewählt. Die aktuelle Regierung  
hat viel von ihren Aufträgen aus der 
Koalitionsvereinbarung umgesetzt.  

Das Versprechen, in der Krankenhaus-
finanzierung Personalkosten von 
Medizin und Pflege besser zu berück-
sichtigen, wurde nicht eingelöst. Das 
wäre angesichts einer Politik, die wei-
terhin auf „Markt“ und „Wettbewerb“ 
setzt und bei welcher der finanzielle 
Ertrag aller Institutionen das finale Ziel 
ist, auch schlecht möglich. Die Folgen 
des finanziellen Drucks – die weiche 
Rationierung, Fachkräftemangel, Haus-
arztmangel, Mangel in der Versorgung 
mit Standardmedikamenten – sind in-
zwischen für alle sichtbar.

Womit wir beim gesundheitspoliti-
schen Kernproblem wären: Gesund-
heitspolitik setzt falsche Anreize, näm-
lich einen Wettbewerb um Geld; ob es 
sich dabei um Renditen handelt, bei-
spielsweise bei vielen Krankenhaus-
trägern, oder um Zusatzbeiträge wie 
bei Kranken kassen, im Zweifel gilt, dass 
erst das Fressen kommt und dann die 
Moral (B. Brecht). Wer die Regeln des 
Marktes zu ignorieren versucht, wird 
bestraft. Die Methoden für diesen un-
seligen Wett bewerb sind externe 
Vorgaben, Kon trollen und Sanktion. 
Diese Politik der Negation führt zu ei-
genartigen Aus weichstrategien, ob es 
die Opti mierung der Diagnosen zur 
Verbesse rung der GKV im Risikostruk-
tur aus gleich ist (Nebenbemerkung: 
Dort wird mehr Geld verteilt als im 
Finanzausgleich der Länder), das Aus-

Mischen wir 
uns ein!

Fo
to

: p
riv

at

schöpfen von Honorar töpfen im kas-
senärztlichen Bereich oder ob es der 
Druck von Krankenhausge schäfts-
führungen ist, Fallzahlen oder Case-
Mix-Indizes zu erhöhen, die Stimmung 
bleibt die selbe. Mies.

Ob eine neue Regierung auf Bundes-
ebene erkennt, dass Fremdbestimmung, 
Bürokratisierung und „teile und herr-
sche“ nicht helfen? Und ob sie erkennt, 
dass eine Politik der „Optimierung der 
Versorgung“ unter ganz anderen 
Vorzeichen einen Wettbewerb im 
Positiven, um gute Versorgung ermög-
licht? Ohne einen grundlegenden 
Strategiewechsel in der Gesundheits-
politik, weg von „Dezimierung“, hin zu 

„Optimierung“, ohne ein Ende des 
Schwarzer-Peter-Spiels, werden nur die 
Regelungsdichte und die Unzufrieden-
heit zunehmen. 

2017 wird somit kein leichtes, aber ein 
interessantes Jahr. Gesundheitspolitik 
wird im Bundestagswahlkampf eine 
Rolle spielen. Mischen wir uns ein.

Dr. med. Günther Jonitz
Präsident der Ärztekammer Berlin,  
Chirurg
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F O R T B I L D U N G

CIRS Berlin: Der aktuelle Fall
Verwechslungsrisiko

Aus dem Bereich des Notfalldienstes/
Rettungswesens wird das folgende erst-
malige Ereignis berichtet:
Der Intensivtransportwagen sollte mit 
Medikamenten bestückt werden, die ver-
braucht worden waren. Der Mitarbeiter 
wollte zwei Ampullen Urapidil der Fa. X 
(Vasodilatator, bei hypertensiven Not-
fällen einsetzbar) auffüllen. Die Medika-
mente werden in einem Schrank aufbe-
wahrt. In den Schubladen dieses Schrankes 
werden die Medikamente in den Umver-
packungen, alphabetisch sortiert, aufbe-
wahrt. Dabei liegt Urapidil in unmittel-
barer Nähe zur Tranexamsäure derselben 
Fa. X (Hemmung von Blutungen bei Hy-
perfibrinolyse). Beide Umverpackungen 
sind identisch gestaltet. Auch die Am pul-
len-Aufkleber sehen sich zum Ver wech-
seln ähnlich. Nur die farbliche Markierung 
an den Ampullen selbst ist unterschiedlich.
Optisch unterscheiden sich die beiden Am-
pullen also kaum. In einer Notfallsituation 
(Zeitdruck, Stressbelastung, ggf. einge-
schränkte Lichtverhältnisse u. a. m.) 
könnte es passieren, dass die beiden Me -
di kamente verwechselt werden. 
Wir werden künftig die Urapidil-Ampullen 
unter „E“ wie „Ebrantil“ (Markenname des 
Erstanbieters auf dem deutschen Markt) 
einsortieren. Es ist uns bewusst, dass auch 
diese Maßnahme zu Verzögerungen füh-
ren könnte. Jedoch sind eine Verwechslung 
und damit eine Patientengefährdung we-
niger wahrscheinlich. Es wäre sinnvoll, 

wenn das Design der beiden Medika men-
te überarbeitet werden würde.

Kommentar und Hinweise des 
Anwender-Forums des Netzwerk 
CIRS-Berlin:
Das Verwechslungsrisiko ähnlich ausseh-
ender (so genannter „look-alike“) Medi-
kamente ist seit langem als relevante 
Fehlerquelle bekannt. Die Verwechslung 
kann beim Einkauf, bei der Lagerhaltung, 
beim Einsortieren vor Ort (Station, Praxis, 
Einsatzwagen), bei der Zubereitung und 
bei der Gabe der Medikamente auftreten. 
Eine schweizerische Arbeitsgruppe aus 
Vertretern der Apotheker, der Stiftung 
Patientensicherheit Schweiz und der phar-
mazeutischen Industrie hatte bereits 
2009 Empfehlungen zur Gestaltung der 
Sekundär- und Primärverpackung von 
Arzneimittel vereinbart1. Im Rahmen des 
Aktionsplans Arzneimitteltherapie sicher-
heit (AMTS) des deutschen Bundes minis-
te rium für Gesundheit sollen bis 2019 
„Leitlinien zur Verbesserung der AMTS 
durch geeignete Packmittelgestaltung“ 
erarbeitet werden.2

  
Wichtige Empfehlungen aus diesem 
Ereignis:
� Solange es keine elektronische Kenn-

zeichnung und Erfassung gibt, muss je-
des Arzneimittel nach wie vor mit 
Augen (und Ohren) identifiziert wer-

den. Die Aufdrucke auf Schachteln und 
Ampullen müssen also immer (beim 
Lagern, vor dem Zubereiten und vor 
dem Appli zieren) gelesen werden.

� Einwandfreies Lesen kann unterstützt 
werden, wenn beim Einkauf der Medi-
kamente bereits Verpackungsähnlich-
keiten in der Hausapotheke vermieden 
werden. Der Bundesverband Deutscher 
Krankenhausapotheker (ADKA) hat da-
zu ein Statement zum sicheren Arznei-
mitteleinkauf veröffentlicht.3 

� Beim Einsortieren der Medikamente 
kann nach einem anderen Merkmal 
sortiert werden: Indikationsklasse oder 
Handelsname. Allerdings sollte dies im-
mer für alle Medikamente auf gleiche 
Weise erfolgen. Problematisch wird ei-
ne solche Regelungen, wenn häufige 
Wechsel wirkstoffgleicher Medika-
mente erfolgen.

� Das Auffüllen verbrauchter Medika-
mente wird strikt nach einer Bestands-
liste (Welche Medikamente müssen im 
Wagen vorhanden sein und in welcher 
Stückzahl?) vorgenommen. Dabei wird 
bewusst und systematisch der gesamte 
Bestand geprüft.

� Bei der Gabe von Medikamenten: Per-
son 1 liest von der Ampulle vor, was sie 
vorbereitet hat und Person 2, der Emp-
fänger, antwortet, was er gehört hat. 
So kann an letztmöglicher Stelle eine 
falsche Applikation verhindert werden.

Diesen Fall können Sie als „Fall des Monats“ 
auch unter www.cirs-berlin.de/aktueller-
fall/ nachlesen.

Kontakt: Dr. med. Barbara Hoffmann, MPH
b.hoffmann@aekb.de
Abteilung Fortbildung / Qualitätssicherung 
Ärztekammer Berlin

  Was ist das Netzwerk CIRS-Berlin?
Das Netzwerk CIRS-Berlin (www.cirs-berlin.de) ist ein regionales, einrichtungs über-
greifendes Berichts- und Lernsystem. Hier arbeiten derzeit 29 Berliner und 2 Bran-
denburger Krankenhäuser gemeinsam mit der Ärztekammer Berlin (ÄKB) und dem 
Ärztlichen Zentrum für Qualität in der Medizin (ÄZQ) daran, die Sicher heit ihrer 
Patienten weiter zu verbessern. Dazu berichten die Kliniken aus ihrem internen in das 
regionale CIRS (Critical Incident Reporting System). Diese Berichte über kritische 
Ereignisse und Beinahe-Schäden werden in anonymisierter Form im Netzwerk CIRS-
Berlin gesammelt. Im Anwender-Forum des Netzwerks werden auf Basis der Analyse 
der Berichte praktische Hinweise und bewährte Maßnah men zur Vermeidung von kri-
tischen Ereignissen ausgetauscht.
Ziel ist es, das gemeinsame Lernen aus Fehlern zu fördern und beim Lernen nicht an 
Klinikgrenzen halt zu machen. Damit andere von den teilnehmenden Kliniken lernen 
können, werden aktuelle Fälle auch in BERLINER ÄRZTE veröffentlicht.

1 http://www.patientensicherheit.ch/de/themen/
Medikationssicherheit-allgemein/Look-Alike-Sound-
Alike.html

2 https://www.bundesgesundheitsministerium.de/ 
fileadmin/Dateien/3_Downloads/A/Arzneimittel-
versorgung/Aktionsplan_AMTS_2016-2019.pdf

3 http://www.krankenhauspharmazie.de/fileadmin/
kph/statements/Sicherer_Arzneimitteleinkauf.pdf 
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Weiterbildung Allgemeinmedizin – 
Strukturiert zum Ziel
Im Jahr 2030 wird Deutschland aller Voraussicht nach rund 10.000
Hausärzte weniger haben als heute – bei steigenden Anforderungen. Zeit
zum Handeln ist allerdings schon jetzt. Denn die Ausbildung zum Arzt
dauert mindestens sechs Jahre, die sich anschließende Weiterbildung, die
junge Ärztinnen und Ärzte nicht selten in Teilzeit absolvieren, weitaus län-
ger als die in der Weiterbildungsordnung vorgeschriebenen fünf Jahre.
Daher ist es richtig und wichtig, dass die finanzielle und strukturelle Förde-
rung der Weiterbildung für Allgemeinmedizin weiter ausgebaut wird.
Zwar wird die Nachwuchsförderung so teurer – aber es ist gut investiertes
Geld.
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STARK FÜR ÄRZTE.

Der Berliner Hartmannbund wünscht
allen Ärztinnen und Ärzten ein frohes 
und erfolgreiches Neues Jahr.“

www.www.www.hartmannbundhartmannbundhartmannbund.de.de.de

Wir vertreten Ihre Interessen:

- Im Vorstand der Ärztekammer Berlin

- In Gremien der Bundesärztekammer

- Im Dialog mit staatlichen Institutionen und dem Senat

 Hartmannbund – Stark für Ärzte.

HB_EA_Neujahrswunsch_2016_11_210x280.indd   1 29.11.16   12:02
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das experimentelle Spiel mit Far-
ben gemein. Als Gegengewicht
zur Schwermut unserer Zeit setzt

Ab Mitte Januar 2017 zeigt die
Ärztekammer Berlin Werke der
Berliner Künstlerin Natalie Har-
der. Die Künstlerin hat über viele
Jahrzehnte durch Einzelausstel-
lungen vor allem in Berlin, aber
auch bundesweit auf sich auf-
merksam gemacht. Ausgebildet
in den 50er Jahren als Meister-
schülerin von Prof. Alexander
Camaro an der Hochschule der
Bildenden Künste Berlin verfügt
sie heute über ein großes, facet-
tenreiches Werk (Ölgemälde,
Stoffbilder, Collagen und Mario-
netten). Für die Ausstellung in der
Ärztekammer Berlin hat Natalie
Harder kleinformartige Ölgemäl-
de mit Natur- und Landschafts-
motiven zur Verfügung gestellt.
Die ausgewählten Bilder stam-

men vorwiegend aus den letzten
10 Jahren, ihnen allen sind eine
ausdrucksstarke Bildsprache und

Natalie Harder die Schönheit, die
Schöpfung und Ganzheit des
Menschen. Ihre Bilder stellen so
zahlreiche Bezüge zwischen
Naturwahrnehmung und Spiritu-
alität her. „Ich habe eine lebendi-
ge und reiche Welt darstellen
wollen, aus der Lichter aufblin-
ken, wie wenn man eine Schatz-
kammer betritt, matt erleuchtet,
die man noch nie gesehen hat.“
(Natalie Harder) 

Ausstellungszeitraum: 
16.01.-28.04.2017

Lesen Sie auch einen nachdenk-
lich stimmenden Erfahrungsbe-
richt der Patientin Natalie Harder,
den BERLINER ÄRZTE mit freund-
licher Genehmigung der Autorin
hier veröffentlicht:

Kultur

Neue Ausstellung in der Ärztekammer Berlin 

langen Gänge mit den Geh-
stöcken noch nicht bewältigen

konnte. Es dauerte wieder zwei

Tage bis dieser, nach Bestellung

bei einer Firma, kam.

Erklärt wurde fast nichts. Die

Patienten irrten umher, um die

Therapeuten für ihre Anwendun-

gen zu finden. Nur wenige 
wußten Bescheid. Hinweisschil-

der zeigten nur ungenau die 

Richtung.

Im Laufe der Tage hatte ich Ein-

blick in viele Räume der Reha

vom Flur aus. Ein ungeheures

Angebot an Technik wurde sicht-

bar. Apparate für Anwendungen,

Eisengestelle, Kunststoffgebilde,

verstellbar in jeder Form. Auf

transportablen Tragen sah ich

Kranke mit Schläuchen von 

Nase zu Bauch von geschickten

Pflegern zur Intensivstation
befördert. 
Andere hatten massive Bein-

schienen oder Kunststoffpanzer

um Hals und Rücken. Es schien

„Ich bin 82 Jahre alt. Folgendes

ist mir passiert: Für meine Hüft-

operation 2016 wählte ich eine

Klinik, die ich von früher in guter

Erinnerung hatte. Hilfreiche und

einfühlsame Schwestern hatten

mich gepflegt.

Die Klinik hatte sich jetzt völlig

verändert. Die mir vertrauten

Schwestern waren berentet,

nicht mehr am Ort. Ein neues

Heer jüngerer Schwestern gab

den kühlen Ton an. Alle hatten es

immer eilig, liefen hin und her.

Mein Zimmer, ein Taubenschlag.

Meine Forderungen für Dinge,

die ich brauchte, wurden zwar

aufgenommen, aber erst nach

mehrmaligen Bitten ausgeführt.

Z.B., ich benötigte einen Klo-

Stuhl am Bett, um die mürrische

Nachtschwester nicht rausklin-

geln zu müssen. Der Weg zum

WC war direkt nach der Operati-

on noch zu weit. Als ich diese

Erleichterung hatte, wurde mir

der Klo-Stuhl wieder entzogen,

wegen anderer Patienten, hieß es.

Man nannte mich „quängelige

Patientin“.

Nach einer Chefvisite von 5 Min.

wurde mir mitgeteilt, die Operati-

on sei gelungen. Gern verließ ich

diesen Ort, hoffend, in der Reha

würde es angenehmer.
Nach einem 2,5-stündigen Kran-

kentransport, der Fahrer mußte

noch andere Patienten abholen,

kam ich völlig erschöpft in der

Reha an. Ohne Rücksicht auf mei-

nen Zustand sollte ich sofort

einen Papierberg von Texten lesen,

Fragebögen ausfüllen, unter-

schreiben. Ich unterschrieb alles,

ohne zu lesen.

Eine Schwester führte mich in

mein Zimmer, warf meinen Koffer

auf das leerstehende Nebenbett

und verschwand. Da ich ihn nicht

allein auspacken konnte, bleib er

so drei Tage. Bald wurde klar, daß

ich hier um alles kämpfen mußte,

so z.B. um einen Rollator, da ich die

nichts unmöglich, das Leben
eines Menschen zu verlängern,

Heilung zu erzielen.

Vor der Reha saßen bei gutem

Wetter mehrere Menschen in

ihren Rollstühlen mit versehrten

Gliedern. Stumpf und apathisch

sahen sie vor sich hin, auf das

mäßige Essen oder auf Anwen-

dungen wartend.

Es mangelte im Hause an 
Koordination, an Kommunikation.

Es hieß: Wegen Personalmangels,

was sicher stimmte, aber nur

zeigt, daß im Bereich des
Menschlichen gespart wird, die

Technik aber gefördert wird.

Wohin führt ein solcher Aufwand

an Technik, wenn das, was der

Kranke braucht – Zuwendung,

Ermutigung, freundliche Anspra-

che – dafür immer weniger
wird?“

Natalie Harder

Erlebnisse und Erfahrungen einer Patientin in Klinik und Reha
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  N A C H R I C H T E N

SEKIS Ausschreibung

Bewegende Verabschiedung von 
Karin Stötzner 

Gesucht werden „Systeme zur 
Reduzierung vermeidbarer (Fehl-)
Behandlungen“

Über 30 Jahre aktiv und gestal-
tend in der Berliner Selbsthilfe:
Zeit für einen bewegenden Blick
zurück. Karin Stötzner, Leiterin der
Selbsthilfe Kontakt- und Informa-
tionsstelle (SEKIS), wurde am 22.
November 2016 im Sharoun-Saal
der AOK-Nordost von Weggefähr-
ten und Kollegen verabschiedet. 

Sie gab zum 1. Januar 2017 den Lei-
tungsstab an Ella Wassink weiter.
Berliner Patientenbeauftragte
wird sie bis zum Finden eines
Nachfolgers oder einer Nachfolge-
rin zunächst bleiben. 
Der Präsident der Ärztekammer
Berlin, Dr. Günther Jonitz, und der
scheidende Gesundheits- und

Sozialsenator Mario Czaja (CDU,
Foto li.) ließen es sich nicht nehmen,
Karin Stötzner in einer humorvollen
Tandemrede ihren Respekt zu zollen
und für die langjährige konstruktive
Zusammenarbeit zu danken. „Kom-
petent, beharrlich, streitbar, glaub-
haft, kämpferisch und fair“ sei Karin
Stötzner, sagte Jonitz und nannte
damit nur einige Attribute. „Ich
habe ihr viel zu verdanken. Sie hat
mit ihrer ganz besonderen Art mei-
nen ärztlichen Horizont erweitert“,
erklärte er. Czaja ergänzte, dass es
für ihn fünf „spannende, arbeitsrei-
che und lehrreiche Jahre mit ihr“
waren. Beide wünschten ihrer 
Nachfolgerin einen guten und 
erfolgreichen Start.
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Der Lohfert-Preis 2017 wird für erfolgreiche Konzepte zum
Thema „Patientenkommunikation – Systeme zur Reduzie-
rung vermeidbarer (Fehl-) Behandlungen“ ausgeschrieben.
Der Preis ist mit 20.000 Euro dotiert. Die Fördermittel sind
zweckgebunden zur Sicherung und Weiterentwicklung des
prämierten Konzeptes. So soll das ausgezeichnete Konzept
einer breiteren Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.
Die Fördermittel dienen den Angaben zufolge außerdem der
Weiterentwicklung des Projekts und sollen helfen, das Kon-
zept für die Übertragung auf andere Einrichtungen anzu-
passen. Die Verwendung der Mittel erfolgt in Abstimmung
mit dem Projektträger.

Prämiert werden praxiserprobte und in den Prozessen der
stationären Krankenversorgung bereits implementierte Kon-
zepte. Kommunikation in der stationären Krankenversor-
gung stellt eine der zentralen Aufgaben einer patientenori-
entierten Versorgung dar. Sie ist elementare Voraussetzung
für die Patientensicherheit. 
Daher stellt der Lohfert-Preis 2017 Konzepte in den Fokus, die
nachweisen, dass sie einen positiven Nutzen durch verbes-
serte Kommunikationskompetenz erreichen und vermeid-
bare (Fehl-) Behandlungen reduzieren. 

Als Bewerber sind alle Teilnehmer der stationären Kranken-
versorgung im deutschsprachigen Raum aufgerufen, die ein
in der Praxis bewährtes Konzept unter der o.g. Zielsetzung
anbieten können. Neben den im Krankenhaus arbeitenden
Berufsgruppen, Arbeitsteams oder Teilnehmern der Kran-
kenhausorganisationen können sich auch Managementge-
sellschaften, Krankenkassen oder Beratungsgesellschaften
bewerben.

Bewerbungen werden unter folgender Adresse entgegen-
genommen: 

Lohfert Stiftung, Am Kaiserkai 19, 20457 Hamburg. 

Bewerbungen können auch per E-Mail gerichtet werden an:
bewerbung@lohfert-stiftung.de. 

Bewerbungsfrist ist der 28.02.2017. 

Weitere Informationen unter www.lohfert-stiftung.de 
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  N A C H R I C H T E N

Migration Forschung

Die Charité hat zum 1. Oktober 2016
die Geschäftsstelle Interkulturelle
Kompetenzen im Berliner Gesund-
heitswesen eingerichtet. Sie soll
den Umgang mit Migrantinnen
und Migranten im Gesundheits-
wesen verbessern, indem sie
Schwachstellen in der Fort- und
Weiterbildung der medizinischen
Berufsgruppen identifiziert und zu
beseitigen hilft.

Die Zahl von Migrantinnen und
Migranten als Patienten ist im
deutschen Gesundheitswesen 
signifikant angestiegen. „Dies
erhöht die Anforderungen an die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
in allen medizinischen Berufs-
gruppen des Gesundheitssys -
tems“, erklärt der Initiator Prof. Dr.
Jalid Sehouli, Direktor der Klinik
für Gynäkologie am Campus
Virchow-Klinikum. 

In der Vergangenheit habe sich
gezeigt, dass Defizite in der Fort-
und Weiterbildung der einzelnen
Berufsgruppen und der Vernet-
zung verschiedener Institutionen
bestehen. 
Diese sollen nun in einer elektro-
nischen Plattform dokumentiert
und später beseitigt werden, um
mittelfristig sowohl die Patien-

tenzufriedenheit als auch die 
Mitarbeiterzufriedenheit zu 
verbessern. 

Anfang November hat sich dazu
ein interdisziplinäres und inter-
professionelles Lenkungsteam
unter Teilnahme des Beauftragten
für Integration und Migration der
Senatsverwaltung, Andreas 
Germershausen, und Vertretern
der Krankenkassen konstituiert,
um die Arbeit der Koordinierungs-
stelle zu begleiten und mit vielfäl-
tiger Expertise zu unterstützen. 

„Das Konzept wird in dieser Form
erstmals in Deutschland durchge-
führt und hoffentlich Signalcha-
rakter für andere Bundesländer
haben“, sagt Prof. Sehouli. 
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Für seine Forschungsarbeiten zur Analyse von Krebsmuta-
tionen als Ziel der adoptiven T-Zelltherapie erhält Dr. Mat-
thias Leisegang den Curt Meyer-Gedächtnispreis 2016. Auf
Grundlage seiner Arbeiten kann eine zelluläre Immunthera-
pie entwickelt werden, die auf den einzelnen Patienten zuge-
schnitten ist und mit hoher Spezifität Krebs bekämpft. Der
mit 10.000 Euro dotierte Curt Meyer-Gedächtnispreis wird
jährlich von der Berliner Krebsgesellschaft für exzellente For-
schungsleistung auf dem Gebiet der Krebsforschung verge-
ben. Prof. Dr. Clemens A. Schmitt, Vorstandsmitglied der Ber-
liner Krebsgesellschaft und Direktor des Molekularen Krebs-
forschungszentrums der Charité – Universitätsmedizin Berlin,
sagte in seiner Laudatio: „Matthias Leisegang konnte am Tier-
modell zeigen, dass therapeutische T-Zellen auf eine indivi-
duell ausgewählte Mutation ausgerichtet und mit einer
enormen Treffsicherheit den Tumor zersetzen können.“ Er
fügte hinzu: „Die neuartige Technologie der Gentherapie mit
T-Zellrezeptoren ist weltweit führend und für den For-
schungsstandort Berlin ein enormer Gewinn.“

Geschäftsstelle Interkulturelle 
Kompetenzen eingerichtet

Curt-Meyer-Gedächtnispreis für
Charité-Forscher

(v.l.n.r.) Prof. Dr. Clemens A. Schmitt (Berliner Krebsgesellschaft), Prof. Dr. Petra Feyer
(Vorstandsvorsitzende Berliner Krebsgesellschaft), Dr. Matthias Leisegang (Charité),
Dr. Kristina Zappel (Geschäftsführerin Berliner Krebsgesellschaft).
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  N A C H R I C H T E N

Fortbildungsangebot zum Themenschwerpunkt „Häusliche Gewalt“ 

Buchvorstellung und Diskussion

Veranstaltungsort: 
Ärztekammer Berlin, 
Friedrichstr. 16, 10969 Berlin

Informationen und Anmeldung: 
S.I.G.N.A.L. e.V. Koordinierungs- 
und Interventionsstelle,
Claudia Schimmel, Pol.M.A.; 

Gewalt in Paarbeziehungen ist
weit verbreitet, betrifft überwie-
gend Frauen und gilt als ein zen-
trales Gesundheitsrisiko (WHO).
Kinder sind von Gewalt in Paarbe-
ziehungen stets mit betroffen. 
Ärztinnen und Ärzte können Türen
öffnen, wirksame Unterstützung
bei aktuellen oder zurückliegen-
den Gewalterfahrungen bieten
und helfen, den generationenüber-
greifenden Kreislauf von Opfer-
und Täterschaft zu durchbrechen. 
Für eine gelingende Intervention
sind Wissen um Prävalenz, Risiko-
faktoren sowie Erkenntnisse zum
Gewaltkreislauf und Kindeswohl-
gefährdung bedeutend. Dies gilt
auch in Bezug auf Sicherheit im
Ansprechen von Gewalterfahrun-
gen, in der rechtssicheren Doku-

mentation, in der Kenntnis von
weiterführenden Hilfen sowie
einer Klarheit über Handlungs-
möglichkeiten und -grenzen.
Die Zusammenarbeit mit weiter-
führenden Versorgungs-, Bera -
tungs- und Zufluchtseinrichtungen
gewährleistet einefachkompeten-
te Intervention und entlastet
zugleich alle beteiligten Berufs-
gruppen.
Die zweiteilige S.I.G.N.A.L.-Basis-
Fortbildung findet in Kooperation
mit der Ärztekammer Berlin statt
und vermittelt Grundlagenkennt-
nisse und Handlungssicherheit im
Umgang mit der Thematik 
„Gewalt in Paarbeziehungen“.
Termin: 
18.02.2017 (10 bis 16 Uhr) sowie
am 22.02.2017 (17 bis 19:30 Uhr)

E-Mail: schimmel@signalinterven-
tion.de; Fax: 030 / 27 59 53 66. 
Eine Anmeldung ist dringend
erforderlich.
Die Basis-Fortbildung ist durch 
die Ärztekammer Berlin mit ins-
gesamt 12 Fortbildungspunkten
anerkannt.

„Wenn Partnerschaft verletzend wird…“ – Kompetent (be)handeln bei häuslicher Gewalt

Christian Pross, Autor des Buches „Wir wollten ins Verderben 
rennen“ – Die Geschichte des Sozialistischen Patientenkollektivs
Heidelberg
Stefanie Berger, ehemalige Patientin des SPK
Begrüßung 
Prof. Dr. Dr. Andreas Heinz, Direktor der Klinik für Psychiatrie und
Psychotherapie
Moderation 
Prof. Dr. Heinz-Peter Schmiedebach, Professur für Medical 
Humanities an der Charité
Stefanie Berger war Patientin im SPK. Heute arbeitet sie als  
Heilpraktikerin für Psychotherapie.
Prof. Dr. Christian Pross war Anfang 1970 als Medizinstudent in
Heidelberg am Zustandekommen des Kompromisses zwischen
Patientenkollektiv und Rektorat beteiligt. Er forscht und publiziert
über Medizin im Nationalsozialismus, die Verfolgung jüdischer
Ärzte sowie über die Behandlung von traumatisierten Flüchtlingen
und Stasi-Verfolgten. Von 1992 bis 2003 war er Leiter des Behand-
lungszentrums für Folteropfer in Berlin.
Datum/Uhrzeit
Dienstag, 24. Januar 2017, von 18.00 bis 19.30 Uhr
Ort
Hörsaal der Nervenklinik, Charité Campus Mitte
Bonhoefferweg 3, 10117 Berlin

Antipsychiatrie und Studentenbewegung
– Die Geschichte des Sozialistischen 
Patientenkollektivs Heidelberg (SPK)
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Die Fortbildungsveranstaltung für den 
Öffentlichen Gesundheitsdienst wird 
vom 29. bis 31. März 2017 gemeinsam 
vom Robert Koch-Institut (RKI), dem 
Umweltbundesamt (UBA) und dem Bun-
desinstitut für Risikobewertung (BfR) an-
geboten. Sie findet im Hörsaal des Bun-
desinstituts für Risikobewertung in 
Berlin-Marienfelde statt (Diedersdorfer 
Weg 1, 12277 Berlin).
Die dreitägige Veranstaltung richtet sich 
an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Gesundheitsämter, Medizinalämter, vete-
rinärmedizinischen und chemischen Un-
ter suchungsämter, an Hygienebeauf trag-
te der Krankenhäuser sowie an Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter anderer staatli-
cher Einrichtungen.
Professor Dr. Dr. Andreas Hensel, Präsi-
dent des BfR, eröffnet die Veranstaltung 
am 29. März 2017 um 9:45 Uhr. In den da-
rauf folgenden drei Tagen stellen die 
Bundesinstitute Arbeitsergebnisse, For-
schungen und aktuelle Themen aus ihren 
jeweiligen Aufgabenbereichen vor: das 
Umweltbundesamt zu umweltbedingten 
Gesundheitsrisiken, das Robert Koch-Ins-
ti tut zu Public Health, Infektionen und 
Hygiene und das Bundesinstitut für Risi-
kobewertung zur Sicherheit von Lebens-

Bundesinstitute laden zu ihrer jährlichen Fortbildungsveranstaltung ein

mitteln und verbrauchernahen Produk-
ten. Geplant sind unter anderem Vor-
träge zur Identifikation von Infektions-
ketten und Gesundheitskompetenz vom 
RKI, zu Flüchtlingen und migrierenden 
Giften sowie endokrinen Disruptoren 
vom BfR. Expertinnen und Experten aus 
dem UBA tragen unter anderem zu 
Innen raumluftschadstoffen und Legio-
nellen in Verdunstungskühlanlagen und 
Trinkwasserinstallationen vor.
Die Anerkennung als Fortbildung für 
Ärztinnen und Ärzte und die ATF-Aner-
kennung für Tierärztinnen und Tierärzte 
werden beantragt. Auch die Zertifizie-
rung durch die Apothekerkammer und 
die Zertifizierungsstelle für die Fortbil-
dung von Lebensmittelchemikern ist ge-
plant. Die Teilnahme ist kostenfrei, aber 
nur nach einer Anmeldung möglich.
Das Anmeldeformular sowie das voll-
ständige Programm der Fortbildungsver-
an staltung für den Öffentlichen Gesund-
heits dienst 2017 finden Interessierte 
unter www.bfr.bund.de/de/veranstaltun-
gen.html. 
Wenn Sie weitere Fragen haben, wenden 
Sie sich bitte an die BfR-Akademie, per 
Telefon unter 030/18412-3456 oder per 
Mail an akademie@bfr.bund.de.

Über die Veranstalter:

Robert Koch-Institut (RKI)
Das RKI ist als nationales Public Health 
Institut die zentrale Einrichtung der 
Bundesregierung auf dem Gebiet der 
Krankheitsüberwachung und -präven-
tion und damit die zentrale Einrich-
tung des Bundes auf dem Gebiet der 
anwendungs- und maßnahmenorien-
tierten biomedizinischen Forschung.

Umweltbundesamt (UBA)
Das UBA ist die zentrale Umwelt be-
hörde des Bundes. Neben der wissen-
schaftlichen Arbeit sind der Vollzug 
der Umweltgesetze und die Infor ma-
tion der Bürgerinnen und Bürger in 
Fragen des Umweltschutzes Schwer-
punkte der täglichen Arbeit.

Bundesinstitut für Risiko bewer-
tung (BfR)
Das BfR ist eine wissenschaftliche Ein-
richtung im Geschäftsbereich des 
Bun desministeriums für Ernährung 
und Land wirtschaft und berät zu Fra-
gen der Lebensmittel-, Chemikalien- 
und Produktsicherheit.

B U N D E S I N S T I T U T E
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Ausbildung

Veranstaltung

ZWISCHENPRÜFUNG

Die Ärztekammer Berlin führt die
nächste Zwischenprüfung am 
14. März 2017 durch. 
Teilnahmeverpflichtet sind alle
Auszubildenden, die zu diesem
Zeitpunkt die Hälfte ihrer Ausbil-
dungszeit zurückgelegt haben. 

ABSCHLUSSPRÜFUNG

Die Abschlussprüfung im Sommer
2017 findet wie folgt statt: 

Schriftlicher Teil der Prüfung: 
3. und 4. Mai 2017
Praktischer Teil der Prüfung: 
12. Juni bis 14. Juli 2017

Ausbildende werden gebeten,
ihre Auszubildenden mit folgen-
den erforderlichen Unterlagen
anzumelden: Anmeldeformular,
Bescheinigung über die Zwi-
schenprüfung, wenn diese nicht
bei der Ärztekammer Berlin
abgelegt wurde, schriftliche
Bestätigung des Ausbildenden,
zum Führen des Berichtsheftes
(Ausbildungsnachweis), Zeug-
niskopien aller zurückgelegten
Berufsschulsemester, Bescheini-
gung des ausbildenden Arztes
über den Umfang der Praxisfehl-
tage während der Ausbildungs-
zeit, ggf. weitere Ausbildungs-
und Tätigkeitsnachweise. 

Vorgezogene Abschlussprüfung

Anträge auf vorzeitige Zulas-
sung sind mit den oben genann-
ten Unterlagen einzureichen.
Die Anträge sind zu ergänzen
durch: eine Befürwortung oder
Stellungnahme der oder des
Ausbildenden sowie eine Befür-
wortung der Schule mit dem
Gesamtnotendurchschnitt. 
Das Antragsformular kann auf
der Homepage der Ärztekam-
mer Berlin heruntergeladen 
werden.  

Anmeldefrist
Die erforderlichen Anmeldefor-
mulare für die Zwischen- und
Abschlussprüfung werden den
ausbildenden Ärztinnen und
Ärzten übersandt. Die Anmelde-
frist für alle genannten Prüfun-
gen ist der 10. Februar 2017. 
Wenn die Anmeldung sowie die
für die Zulassungsentscheidung
notwendigen Unterlagen auch

innerhalb einer von der Ärzte-
kammer Berlin gesetzten Nach-
frist nicht eingereicht werden,
muss der Antrag auf Zulassung
zur Prüfung abgelehnt werden. 

Erleichterungen im Prüfungsver-
fahren für behinderte Menschen

Behinderten Menschen sind auf
Antrag die ihrer Behinderung
angemessenen Erleichterungen
im Prüfungsverfahren einzuräu-
men. 
Bitte fügen Sie der Anmeldung
bei Bedarf einen begründeten
Antrag auf Prüfungserleichte-
rung einschließlich tauglicher
Nachweise bei.

Sämtliche Prüfungen finden in
der Ärztekammer Berlin, 
Friedrichstr. 16, 10969 Berlin,
statt. 

Nähere Informationen erhalten
Sie unter der Rufnummer: 
030 / 40 80 6 - 26 26.

Prüfungstermine für auszubildende Medizinische Fachangestellte

Wie überlebe ich meinen ersten 
Nachtdienst?!“
Eine ganztägige Veranstaltung zur Frage „Wie überlebe ich
meinen ersten Nachtdienst?“ findet am 11. Februar 2017 unter
der Schirmherrschaft des Präsidenten der Ärztekammer Berlin,
Dr. med. Günther Jonitz, statt.

Erfahrene Kollegen und ausgewiesene Experten für jeweilige
Notfallsituationen erläutern die wichtigsten Fallstricke und
zeigen die häufigsten interdisziplinären Schnittpunkte auf.
Ziel ist es, an den Top 10 einer jeden Notaufnahme mit den
dazugehörigen Problematiken die Schwierigkeiten der ersten
Dienste aufzuzeigen, abzufedern und anhand des Workshops
den Teilnehmern den Einstieg in die größte Hürde der Assis -
tenzarztlaufbahn zu erleichtern.

11. Februar 2017, 09:00 - 17:00 Uhr
Ärztekammer Berlin, Konferenzsaal
Friedrichstr. 16, 10969 Berlin

Schirmherr der Veranstaltung
Dr. Günther Jonitz, Präsident der Ärztekammer Berlin

Wissenschaftliche Leitung, Planung, Konzeption
Dr. Afshin Jawari, Facharzt f. Neurologie, Geriatrie und
Sozialmedizin, Oberarzt Medical Park Klinik Berlin

Veranstalter
Medizinernachwuchs.de und Dr. Afshin Jawari

Weitere Informationen sowie die Möglichkeit zur Anmeldung
finden Sie unter www.medizinernachwuchs.de

Ausbildung Medizinische Fachangestellte
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Ausbildung Medizinische Fachangestellte
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Jahresbericht

Prüfungskommission und Über-
wachungskommission (PÜK) –
in gemeinsamer Trägerschaft
von Bundesärztekammer, Deut-
scher Krankenhausgesellschaft
und GKV-Spitzenverband –
haben am 6. Dezember 2016
den Zwischenstand ihrer Prü-
fungen der Transplantations-
zentren aus den Jahren 2013 
bis 2015 vorgestellt und eine
positive Bilanz gezogen. „In 
diesem Jahr haben wir 14 Trans-
plantationsprogramme vor Ort
und 17 Transplantationspro-
gramme im schriftlichen Ver-
fahren geprüft. Dabei hat der
ganz überwiegende Teil der
Zentren richtlinienkonform und
korrekt gearbeitet und die 
Patienten ordnungsgemäß bei
Eurotransplant gemeldet“,
erläuterte die Vorsitzende der
Prüfungskommission, Anne-
Gret Rinder, bei der Vorstellung
des Jahresberichts in Berlin.

Organtransplantationen: Prüfer sprechen von Wende 
Abgeschlossen wurden zu-
dem zwei Prüfungen von 
Lungentransplantationspro-
grammen aus dem Zeitraum
2010 bis 2012. 

Die PÜK prüft in 3-Jahres-
Abständen alle Transplanta-
tionsprogramme. In der vergan-
genen Prüfperiode wurden die
Transplantationen der Jahre
2010 bis 2012 geprüft und die
Gesamtergebnisse im Novem-
ber 2015 vorgestellt. 

Seither läuft die neue Prüf-
periode, die im Jahr 2018 zum
Abschluss gebracht werden soll. 
Wie aus dem aktuellen Tätig-
keitsbericht von Prüfungskom-
mission und Überwachungs-
kommission hervorgeht, haben
sich im Prüfzeitraum 2015/2016
im Bereich der Nierentransplan-
tationen keine Anhaltspunkte
für systematische Richtlinien-

verstöße oder Manipulationen
ergeben. Es wurden lediglich
vereinzelte Dokumentations-
fehler festgestellt. Bei den
Pankreas- und kombinierten
Nieren-Pankreastransplanta-
tionen haben die Kommis-
sionen keine Auffälligkeiten
festgestellt. 

Auch die bereits abgeschlos-
senen Prüfungen eines Herz-
und eines Lebertransplanta-
tionsprogramms haben
gezeigt, dass hier ordnungs-
gemäß und korrekt gearbeitet
wurde. 

Hingegen wurden bei der Prü-
fung eines Lungentransplanta-
tionsprogramms systemati-
sche Richtlinienverstöße und
Manipulationen festgestellt.
Hierbei handelt es sich um das
Universitätsklinikum Jena. 
Zudem wurden bei zwei nach-

gängigen Prüfungen der Lun-
gentransplantationsprogramme
des Universitätsklinikums 
Hamburg-Eppendorf und des
Universitätsklinikums Leipzig
systematische Manipulationen
und Auffälligkeiten festgestellt. 

Die Prüfungen sind in der voran-
gegangenen Prüfperiode
begonnen und nun abgeschlos-
sen worden. Die Prüfungen
bezogen sich auf den Zeitraum
2010 bis 2012. 
Rinder nannte das positive
Ergebnis der Prüfungen eine
„Wende“ nach den Skandalen in
der Organtransplantation.
Prof. Dr. Hans Lilie, Vorsitzender
der Ständigen Kommission 
Organtransplantation der Bun-
desärztekammer, sprach von
einem Kulturwandel, an dessen
Nachhaltigkeit weiterhin kon-
sequent gearbeitet werden
müsse. S. Rudat

Von rechts nach links: Ruth Rissing-van Saan (Leiterin der Vertrauensstelle), Hans Lippert (Vorsitzender der Überwachungskommission), 
Anne-Gret Rinder (Vorsitzende der Prüfungskommission) und Hans Lilie (Vorsitzender der ständigen Kommission Organtransplantation)
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Strukturiert zum Ziel 
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Im Jahr 2030 wird Deutschland aller Voraussicht nach
rund 10.000 Hausärzte weniger haben als heute – bei
steigenden Anforderungen. Zeit zum Handeln ist aller-
dings schon jetzt. Denn die Ausbildung zum Arzt dauert
mindestens sechs Jahre, die sich anschließende Weiterbil-
dung, die junge Ärztinnen und Ärzte nicht selten in Teilzeit
absolvieren, weitaus länger als die in der Weiterbildungs-
ordnung vorgeschriebenen fünf Jahre. Daher ist es richtig
und wichtig, dass die finanzielle und strukturelle Förde-
rung der Weiterbildung für Allgemeinmedizin weiter aus-
gebaut wird. Zwar wird die Nachwuchsförderung so teurer
– aber es ist gut investiertes Geld.

Von Eugenie Ankowitsch
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rund 10.000 Hausärzte weniger haben als heute – bei
steigenden Anforderungen. Zeit zum Handeln ist aller-
dings schon jetzt. Denn die Ausbildung zum Arzt dauert
mindestens sechs Jahre, die sich anschließende Weiterbil-
dung, die junge Ärztinnen und Ärzte nicht selten in Teilzeit
absolvieren, weitaus länger als die in der Weiterbildungs-
ordnung vorgeschriebenen fünf Jahre. Daher ist es richtig
und wichtig, dass die finanzielle und strukturelle Förde-
rung der Weiterbildung für Allgemeinmedizin weiter aus-
gebaut wird. Zwar wird die Nachwuchsförderung so teurer
– aber es ist gut investiertes Geld.
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In den kommenden Jahren werden viele
Ärzte aus Altersgründen aus der ambu-

lanten Versorgung ausscheiden. Um die
wohnortnahe Versorgung mit Allge-
meinärzten und weiteren Fachärzten
auch künftig bedarfsgerecht zu sichern,
unterstützen die Kassenärztlichen Verei-
nigungen (KVen) und Krankenkassen die
ambulante Weiterbildung finanziell und
strukturell. Vor einem halben Jahr haben
sich die Kassenärztliche Bundesvereini-
gung (KBV), der GKV-Spitzenverband und
die Deutsche Krankenhausgesellschaft
unter Beteiligung der Bundesärztekam-
mer auf konkrete Instrumente geeinigt,
um die Bedingungen für die Weiterbil-
dung im niedergelassenen Bereich deut-
lich zu verbessern, und starteten mit der
erweiterten Förderung von ärztlicher
Weiterbildung in Haus- und Facharzt-
praxen. 
Es war auch höchste Zeit, etwas zu tun.
Die seit 1999 für den ambulanten und
stationären Bereich getrennt bestehen-
den Vereinbarungen wurden im Jahr
2010 zwar vereint und in diesem Rah-
men auch die finanzielle Förderung für
ambulante Weiterbildung von 2.040 auf
3.500 Euro monatlich spürbar angeho-
ben. Die Zahl der geförderten Stellen war
aber in Berlin im ambulanten Bereich
auf 197 Vollzeitäquivalente begrenzt. 

Kritisiert wurde einerseits die Höhe der
Förderung. „Im Vergleich mit Ärzten, die
im Krankenhaus tätig waren, war das
eine Vergütung weit unter dem Kranken-
haustarif. Zudem war diese Bezahlung
völlig unabhängig davon, über wieviel
klinische Erfahrung man verfügte“, gibt
Sandra Blumenthal, Vorstand für Weiter-
bildung der Jungen Allgemeinmedizin
Deutschland (JADE), zu bedenken. Sie
absolviert derzeit ihre Weiterbildung in
Allgemeinmedizin in Berlin und kennt
die Probleme der Nachwuchsallgemein-
mediziner aus eigener Erfahrung.

Wartezeiten von bis zu 
12 Monaten
Das größte Problem stellte allerdings die
Begrenzung der Förderstellen dar. „Als
ich die Leitung der Koordinierungsstelle
2012 übernommen habe, lag die Warte-

stellen gekippt wurde. Derzeit dauert es
nach Angaben vier bis acht Wochen, bis
die Kassenärztliche Vereinigung die 
Förderung genehmigt.

Ambulante Vergütung nun ver-
gleichbar mit Krankenhaustarif

Das ist vor allem den Bestimmungen des
GKV-Versorgungsstärkungsgesetzes zu
verdanken. Im Juli 2015 wurde das „För-
derprogramm Weiterbildung Allgemein-
medizin“ in das SGB V aufgenommen
und um zusätzliche Aspekte erweitert.
Wie die Förderung der Weiterbildung
konkret erfolgt, haben die Spitzenorgani-
sationen der Selbstverwaltung in der 
Vereinbarung zur Förderung der Weiter-
bildung geregelt.
Seit 1. Juli 2016 können Ärzte in Weiterbil-
dung in der Allgemeinarztpraxis dem-
nach mit einem monatlichen Gehaltszu-
schuss von 4.800 Euro rechnen. Damit
erhalten Ärzte in Weiterbildung, deren
Stelle gefördert wird, ein Gehalt, das mit

zeit bei bis zu drei Monaten“, erinnert
sich Dr. Antje Koch von der Koordinie-
rungsstelle Allgemeinmedizin für Berlin
(KoStA). Der Rückstau habe im Laufe der
Zeit immer weiter zugenommen, so dass
im Sommer 2016, bevor die Begrenzung
gekippt wurde, die Wartezeit bei zehn bis
zwölf Monaten lag. „Man musste eben
warten, bis eine der 197 Stellen frei
wurde.“ 
Das Problem der stark verzögerten Ver-
gabe von Fördermitteln hatte für viele
Ärzte in Weiterbildung laut Blumenthal
zur Folge, dass sie zwischen den Weiter-
bildungsabschnitten immer wieder
arbeitslos waren. Ein informell organi-
sierter Arbeitskreis „Weiterbildung 
Allgemeinmedizin Berlin“ (WABe) habe
dazu eine retrospektive, bisher unveröf-
fentlichte Studie durchgeführt. Sie 
hätten insgesamt Phasen von 23 Jahren
Arbeitslosigkeit für 130 Weiterbildungs-
assistenten von 2014 bis April 2016 
eruiert. Deshalb wird von allen Seiten
begrüßt, dass die Begrenzung der Förder-

Dr. Antje Koch, Leiterin der Koordinierungsstelle Allgemeinmedizin
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E • Bedarf nach Allgemeinmedizinern steigt kontinuierlich.

• Anhebung der Fördersumme und die Aufhebung der Begrenzung der
Weiterbildungsstellen in der Allgemeinmedizin werden weithin begrüßt.

• Koordinierungsstelle ermöglicht reibungslose, an den individuellen
Bedürfnissen ausgerichtete Weiterbildung unter Verknüpfung der 
ambulanten und stationären Weiterbildungsabschnitte.

• Weiterbildungsverbünde werden noch zu wenig genützt.
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dem von Ärzten in der stationären Wei-
terbildung vergleichbar ist. Die besseren
Verdienstmöglichkeiten in der Klinik gel-
ten als einer der Gründe, weshalb nur
wenige Ärzte ihre Weiterbildung in der
ambulanten Medizin absolvierten. 
„Diesem Manko ist nun abgeholfen“, 
so die Leiterin der Koordinierungsstelle,
Dr. Antje Koch.

Die Förderbeträge werden wie bisher
auch von den Kassenärztlichen Vereini-
gungen und den Kostenträgern jeweils
hälftig getragen. Die Kassenärztliche Ver-
einigung Berlin (KV Berlin) gab nach
Angaben von Wolfang Pütz, Hauptab-
teilungsleiter für Bedarfsplanung und
Zulassung bei der KV Berlin, bislang für
die Förderung der Allgemeinmedizini-
schen Weiterbildung etwa vier Millionen
Euro pro Jahr aus. Wegen der gestiegenen
Förderung könnte die Fördersumme nach
Schätzungen der KV auf rund sieben Mil-
lionen Euro jährlich anwachsen.

Während Ärzte in Weiterbildung die
Anhebung der Förderung auf 4.800 Euro
begrüßen, soll es in den Arztpraxen
durchaus zu Kritik gekommen sein. Zum
einen würde das Gehaltsgefüge dadurch
gestört, beklagten die Weiterbilder. Der
Grund: Angestellte Ärzte würden häufig
weniger verdienen. Zum anderen steigen
die Lohnnebenkosten für den Arbeitgeber
von 700 auf rund 900 Euro. 

Aufgrund der gestiegenen Lohnneben-
kosten befürchten nun die Vertreter der
Ärzte in Weiterbildung, dass der Anteil
der Teilzeitstellen steigen wird, weil die
Weiterbilder die höheren Ausgaben
scheuen. „Das ist ein Nachteil für uns,
denn es verzögert die Weiterbildungszeit
– vor allem für Ärzte in Weiterbildung,
die eigentlich in Vollzeit tätig sein möch-
ten“, kritisiert Blumenthal. Tatsächlich
verzeichnet der Arbeitskreis WABe nach
eigenen Angaben in den vergangenen
Monaten einzelne Fälle, bei denen die
Teilzeitregelung auf die gestiegenen
Lohnnebenkosten zurückgeführt werden
konnte.
Für die stationäre Weiterbildung zahlen
die Krankenkassen 1.360 Euro für Innere
Medizin und für alle anderen Fachgebiete
in der Klinik noch 980 Euro mehr, also
2.340 Euro pro Monat. Uwe Slama, Ge -
schäftsführer der Berliner Krankenhaus-
gesellschaft, begrüßte außerdem, dass
Krankenhäuser nach der neuen Rechtsla-
ge nicht länger gezwungen seien, beste-
hende Weiterbildungsstellen aus anderen
Fachgebieten in Stellen für Allgemeinme-
dizin umzuwandeln. Stattdessen könnten
Krankenhäuser sowie Rehabilitationskli-
niken nunmehr zusätzliche Stellen für die
Weiterbildung in der Allgemeinmedizin
schaffen, was zu einer anhaltenden posi-
tiven Entwicklung beitragen könne.

Deutlich mehr Studenten 
können gefördert werden

Insgesamt können bundesweit 7.500 Stel-
len für die Allgemeinmedizin gefördert
werden (Vollzeitäquivalente). Seit dem
Wegfall der Begrenzung habe die Zahl der
geförderten Stellen auch in Berlin deutlich
zugenommen und lag zuletzt den Anga-
ben zufolge bei bis zu 250 Vollzeitäquiva-
lenten. Berücksichtigt man, dass einige
Ärzte ihre Weiterbildung in Teilzeit absol-
vieren, würden derzeit weit über 300
Ärzte in Weiterbildung gefördert.

Deutschlandweit ist die Anzahl der geför-
derten Ärzte im ambulanten Bereich seit
dem Jahr 2010 kontinuierlich gestiegen
und lag zuletzt bei 4.902 Personen im
Jahr 2014. Die Zahl der Vollzeitäquivalente

belief sich dabei auf 2.814. Das ist das
Ergebnis des fünften Evaluationsberichts.
Demnach wurden 2014 etwa 50 Prozent
mehr Ärzte im ambulanten Bereich geför-
dert als zum Start des Programms.

BKG-Geschäftsführer Slama bewertet es
positiv, dass die Zahl der geförderten
Ärzte seit dem Start des Förderpro-
gramms im Jahr 2010 kontinuierlich
gestiegen ist. Laut dem Evaluationsbericht
für das Jahr 2014 bildet jedes dritte Kran-
kenhaus in Deutschland im Rahmen des
Förderprogramms weiter. Eine entspre-
chende Entwicklung sei auch für Berlin zu
verzeichnen. „Insofern ist die bisherige
Beteiligung und Entwicklung positiv und
kann auf dieser Grundlage zukünftig wei-
ter ausgebaut werden“, teilte er mit.

Auch in Berlin habe sich die Weiterbil-
dungssituation im Fach Allgemeinmedizin
im Laufe der Jahre deutlich verbessert,
meint Pütz. Gerade durch den Wegfall der
Beschränkungen der Fördermöglichkeit
sei eine durchgehende und nahezu unter-
brechungsfreie Förderung der Allgemein-
medizinischen Weiterbildung möglich
geworden.

Zahl der Facharzt-
prüfungen gesunken

Allerdings lassen aus Sicht der KV Berlin
die Abschlusszahlen in Allgemeinmedizin
zu wünschen übrig. Aufgrund der bisheri-
gen Altersstruktur der niedergelassenen
Hausärzte und der Zahl der Praxisabga-
ben sei von einem Bedarf von etwa 100
Facharzt-Allgemeinmedizin-Absolventen
pro Jahr auszugehen. Im Jahr 2015 wur-
den allerdings laut Ärztekammer Berlin
nur 47 Facharztprüfungen in der Allge-
meinmedizin abgelegt. Damit fiel ihre
Zahl erstmals seit 2010 unter 50. In den
Jahren 2013 und 2014 waren es noch 55
beziehungsweise 57 Facharztprüfungen.
„Gemessen an der Anzahl der bereits
geförderten Weiterbildungsassistenten
wäre eine höhere Abschlusszahl wün-
schenswert und erforderlich“, sagt Pütz.
Derzeit erfolge die Bedarfsabdeckung
dadurch, dass unter anderem ältere
Fachärzte für Allgemeinmedizin und auch
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dem von Ärzten in der stationären Wei-
terbildung vergleichbar ist. Die besseren
Verdienstmöglichkeiten in der Klinik gel-
ten als einer der Gründe, weshalb nur
wenige Ärzte ihre Weiterbildung in der
ambulanten Medizin absolvierten. 
„Diesem Manko ist nun abgeholfen“, 
so die Leiterin der Koordinierungsstelle,
Dr. Antje Koch.

Die Förderbeträge werden wie bisher
auch von den Kassenärztlichen Vereini-
gungen und den Kostenträgern jeweils
hälftig getragen. Die Kassenärztliche Ver-
einigung Berlin (KV Berlin) gab nach
Angaben von Wolfang Pütz, Hauptab-
teilungsleiter für Bedarfsplanung und
Zulassung bei der KV Berlin, bislang für
die Förderung der Allgemeinmedizini-
schen Weiterbildung etwa vier Millionen
Euro pro Jahr aus. Wegen der gestiegenen
Förderung könnte die Fördersumme nach
Schätzungen der KV auf rund sieben Mil-
lionen Euro jährlich anwachsen.

Während Ärzte in Weiterbildung die
Anhebung der Förderung auf 4.800 Euro
begrüßen, soll es in den Arztpraxen
durchaus zu Kritik gekommen sein. Zum
einen würde das Gehaltsgefüge dadurch
gestört, beklagten die Weiterbilder. Der
Grund: Angestellte Ärzte würden häufig
weniger verdienen. Zum anderen steigen
die Lohnnebenkosten für den Arbeitgeber
von 700 auf rund 900 Euro. 

Aufgrund der gestiegenen Lohnneben-
kosten befürchten nun die Vertreter der
Ärzte in Weiterbildung, dass der Anteil
der Teilzeitstellen steigen wird, weil die
Weiterbilder die höheren Ausgaben
scheuen. „Das ist ein Nachteil für uns,
denn es verzögert die Weiterbildungszeit
– vor allem für Ärzte in Weiterbildung,
die eigentlich in Vollzeit tätig sein möch-
ten“, kritisiert Blumenthal. Tatsächlich
verzeichnet der Arbeitskreis WABe nach
eigenen Angaben in den vergangenen
Monaten einzelne Fälle, bei denen die
Teilzeitregelung auf die gestiegenen
Lohnnebenkosten zurückgeführt werden
konnte.
Für die stationäre Weiterbildung zahlen
die Krankenkassen 1.360 Euro für Innere
Medizin und für alle anderen Fachgebiete
in der Klinik noch 980 Euro mehr, also
2.340 Euro pro Monat. Uwe Slama, Ge -
schäftsführer der Berliner Krankenhaus-
gesellschaft, begrüßte außerdem, dass
Krankenhäuser nach der neuen Rechtsla-
ge nicht länger gezwungen seien, beste-
hende Weiterbildungsstellen aus anderen
Fachgebieten in Stellen für Allgemeinme-
dizin umzuwandeln. Stattdessen könnten
Krankenhäuser sowie Rehabilitationskli-
niken nunmehr zusätzliche Stellen für die
Weiterbildung in der Allgemeinmedizin
schaffen, was zu einer anhaltenden posi-
tiven Entwicklung beitragen könne.

Deutlich mehr Studenten 
können gefördert werden

Insgesamt können bundesweit 7.500 Stel-
len für die Allgemeinmedizin gefördert
werden (Vollzeitäquivalente). Seit dem
Wegfall der Begrenzung habe die Zahl der
geförderten Stellen auch in Berlin deutlich
zugenommen und lag zuletzt den Anga-
ben zufolge bei bis zu 250 Vollzeitäquiva-
lenten. Berücksichtigt man, dass einige
Ärzte ihre Weiterbildung in Teilzeit absol-
vieren, würden derzeit weit über 300
Ärzte in Weiterbildung gefördert.

Deutschlandweit ist die Anzahl der geför-
derten Ärzte im ambulanten Bereich seit
dem Jahr 2010 kontinuierlich gestiegen
und lag zuletzt bei 4.902 Personen im
Jahr 2014. Die Zahl der Vollzeitäquivalente

belief sich dabei auf 2.814. Das ist das
Ergebnis des fünften Evaluationsberichts.
Demnach wurden 2014 etwa 50 Prozent
mehr Ärzte im ambulanten Bereich geför-
dert als zum Start des Programms.

BKG-Geschäftsführer Slama bewertet es
positiv, dass die Zahl der geförderten
Ärzte seit dem Start des Förderpro-
gramms im Jahr 2010 kontinuierlich
gestiegen ist. Laut dem Evaluationsbericht
für das Jahr 2014 bildet jedes dritte Kran-
kenhaus in Deutschland im Rahmen des
Förderprogramms weiter. Eine entspre-
chende Entwicklung sei auch für Berlin zu
verzeichnen. „Insofern ist die bisherige
Beteiligung und Entwicklung positiv und
kann auf dieser Grundlage zukünftig wei-
ter ausgebaut werden“, teilte er mit.

Auch in Berlin habe sich die Weiterbil-
dungssituation im Fach Allgemeinmedizin
im Laufe der Jahre deutlich verbessert,
meint Pütz. Gerade durch den Wegfall der
Beschränkungen der Fördermöglichkeit
sei eine durchgehende und nahezu unter-
brechungsfreie Förderung der Allgemein-
medizinischen Weiterbildung möglich
geworden.

Zahl der Facharzt-
prüfungen gesunken

Allerdings lassen aus Sicht der KV Berlin
die Abschlusszahlen in Allgemeinmedizin
zu wünschen übrig. Aufgrund der bisheri-
gen Altersstruktur der niedergelassenen
Hausärzte und der Zahl der Praxisabga-
ben sei von einem Bedarf von etwa 100
Facharzt-Allgemeinmedizin-Absolventen
pro Jahr auszugehen. Im Jahr 2015 wur-
den allerdings laut Ärztekammer Berlin
nur 47 Facharztprüfungen in der Allge-
meinmedizin abgelegt. Damit fiel ihre
Zahl erstmals seit 2010 unter 50. In den
Jahren 2013 und 2014 waren es noch 55
beziehungsweise 57 Facharztprüfungen.
„Gemessen an der Anzahl der bereits
geförderten Weiterbildungsassistenten
wäre eine höhere Abschlusszahl wün-
schenswert und erforderlich“, sagt Pütz.
Derzeit erfolge die Bedarfsabdeckung
dadurch, dass unter anderem ältere
Fachärzte für Allgemeinmedizin und auch
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gibt Koch zu bedenken. Wenn man bei-
spielsweise den Facharzt in der Inneren
Medizin macht, müsse man zwar auch
wechseln, aber innerhalb von internisti-
schen Bereichen. Diese seien oft ganz gut
miteinander vernetzt, wodurch die erfor-
derlichen Rotationen besser gelängen. In
der Allgemeinmedizin müssen unter-
schiedliche Fachrichtungen miteinander
kooperieren. Sie seien aber nicht beson-
ders gut miteinander vernetzt, was eher
hinderlich ist. 

Blumenthal bestätigt dies: „In Berlin
haben wir eine der abwechslungsreichs -
ten Weiterbildungsordnungen für All-
meinmedizin bundesweit. Neben Weiter-
bildungsabschnitten in der Inneren- und
Allgemeinmedizin, werden auch Ab -
schnitte von drei bis sechs Monaten in
der Chirurgie, Orthopädie, Kinderheil-
kunde und Anästhesie gefordert.“ Dies
schafft einen breiten umfassenden
Kenntniserwerb, kann aber organisato-
risch herausfordernd sein.

Sprechende Medizin und Kon-
takt zu Patienten gewünscht

In den vergangenen Jahren wurden laut
Koch zahlreiche Ärzte in Weiterbildung,
Studienabgänger, Quereinsteiger in die
allgemeinmedizinische Weiterbildung
wie auch Weiterbildungsbefugte oder
Kammerangehörige, die für die Weiterbil-
dung befugt werden wollen, umfassend
zur allgemeinmedizinischen Weiterbil-
dung beraten. „Ärzten in Weiterbildung
fehlt häufig jemand, der sie berät, der
ihnen sagt, was eigentlich alles möglich
ist, wie man eine Weiterbildungsordnung
lesen kann, wo man in welchen Abschnit-
ten hingehen kann“, berichtet Koch. Sie
rufen in der Koordinierungsstelle an,
schicken E-Mails, kommen zu Beratungs-
gesprächen in die Ärztekammer Berlin. 

Für die Allgemeinmedizin interessieren
sich auch viele Quereinsteiger. Es handelt
sich sowohl um Fachärzte, häufig aus den
Fachgebieten Anästhesie und Chirurgie,
als auch um Ärzte in Weiterbildung. Diese
„Quereinsteiger“ haben bereits einige
Monate oder sogar schon Jahre Weiterbil-

Fachärzte für Innere Medizin ohne
Schwerpunktbezeichnung Hausarztsitze
übernehmen.

Koordinierungsstelle: Optimale
Basis für die Zusammenarbeit
Neben der bereits existierenden finanziel-
len Förderung soll durch die Koordinie-
rungsstelle Allgemeinmedizin den Ärzten
in Weiterbildung Unterstützung für eine
reibungslose, an den individuellen Bedürf-
nissen ausgerichtete Weiterbildung unter
Verknüpfung der ambulanten und sta-
tionären Weiterbildungsabschnitte ge-
leistet werden. Die Koordinierungsstelle
flankiert alle Maßnahmen, die die Partner
gemeinsam für junge Ärzte durchführen.
„Mit der Koordinierungsstelle ist außer-
dem eine sehr gute Basis für die Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der Förderung
der allgemeinmedizinischen Weiterbil-
dung im ambulanten und stationären
Bereich geschaffen worden“, sagt die Lei-
terin der Koordinierungsstelle. Die Koordi-
nierungsstelle wird seit dreieinhalb Jah-
ren gemeinsam von der Berliner Kranken-
hausgesellschaft, der Kassenärztlichen
Vereinigung Berlin und der Ärztekammer
Berlin getragen. Angesiedelt ist sie bei der
Ärztekammer Berlin. 

„Die Weiterbildung Allgemeinmedizin hat
einen deutlich höheren organisatorischen
Aufwand für Weiterbildungsassistenten“,

dung dieser und anderer Fachrichtungen
absolviert und möchten wissen, was
ihnen angerechnet werden kann. Die
Gründe für den Wechsel seien laut Koch
vielfältig. Einige wollen sich niederlas-
sen, andere möchten den Klinikalltag
hinter sich lassen. Viele wollen schlicht
mehr sprechende Medizin und engeren
Kontakt zu Patienten.

Zusätzlich zur persönlichen, telefoni-
schen oder schriftlichen Beratung, die
Koch täglich in der Koordinierungsstelle
leistet, werden zwei Mal jährlich Infor-
mationsveranstaltungen zu diesen The-
men durchgeführt. Um die Medizinstu-
dierenden ganz früh auf die Allgemein-
medizin aufmerksam zu machen, betei-
ligt sich die KoStA ebenfalls zwei Mal im
Jahr an der Einführungsveranstaltung
für Medizinstudenten in der Charité –
Universitätsmedizin Berlin. Der Lehrstuhl
Allgemeinmedizin der Charité unter der 
Leitung von Prof. Christoph Heintze
unterstützt diese Veranstaltung mit
Informationen zum „Praktischen Jahr“,
den Möglichkeiten, ein Tertial in einer all-
gemeinmedizinischen Praxis zu absolvie-
ren, so dass hier die Studenten sowohl
vom Lehrstuhl wie auch von der Koordi-
nierungsstelle über die Schnittstelle PJ-
Facharztweiterbildung angemessen
informiert werden. Der Lehrstuhl Allge-
meinmedizin bietet den Weiterbildungs-
assistenten darüber hinaus viermal 
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Sandra Blumenthal, Ärztin in Weiterbildung Uwe Slama, BKG-Geschäftsführer
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jährlich im Rahmen einer Vortragsreihe
Fortbildungsveranstaltungen an, die
ebenfalls rege genutzt werden.

Weiterbildung soll kein
Zufallsprodukt sein

Auf der anderen Seite kommuniziert die
Koordinierungsstelle mit Weiterbildungs-
befugten, hilft bei der Antragsstellung,
vermittelt Kontakte zur Berliner und
Deutschen Krankenhausgesellschaft oder
vermittelt Ansprechpartner bei der KV
Berlin. 
„Einen Arzt in Weiterbildung kompetent
zu begleiten und zu betreuen, ist nicht
immer einfach“, erklärt Koch. Denn die
Anforderungen an die Weiterbildungsbe-
fugten haben sich mit den Jahren deut-
lich geändert. So müssen Ärzte in Weiter-
bildung beispielsweise seit dem Inkraft-

Berlin schon immer eingereicht werden,
fehlt jedoch oft und wird inzwischen bei
Fehlen konsequent nachgefordert. „Die
Weiterbildung soll kein Zufallsprodukt
sein“, betont die KoStA-Leiterin. 

Weiterbildungsverbünde 
nur unzureichend genutzt
Die Koordinierungsstelle arbeitet außer-
dem weiter an der Etablierung von Wei-
terbildungsverbünden in Berlin. Das ist
offenbar keine einfache Aufgabe. Laut
Koch hat die Koordinierungsstelle die
Stadt Berlin in insgesamt zehn Regionen
unterteilt, in denen solche Weiterbil-
dungsverbünde entstehen sollen.
Zunächst sei in allen Regionen eine Infor-
mationsveranstaltung durchgeführt wor-
den, um den interessierten Weiterbildern
aus dem ambulanten sowie dem sta-
tionären Bereich die Möglichkeiten und
die Vorteile einer strukturierten, organi-
sierten Weiterbildung zu erläutern. In
den daraus entwickelten Verbünden
wurde im vergangenen Jahr eine zweite
Veranstaltungsrunde initiiert, um das
Projekt durch Austausch und Angebote,
beispielsweise zur Evaluation, fortzu-
führen und zu vertiefen.
Die Weiterbildungsbefugten von fünf
Verbünden, die sich zu einer Kooperation
in einem Weiterbildungsverbund bereit
erklärt haben, sind mittlerweile auf der
Homepage der Ärztekammer Berlin zu
finden. Neben Informationen zum jewei-
ligen Weiterbildungsbefugten sind in
einer Tabelle auch Stellenangebote für
die allgemeinmedizinische Weiterbil-
dung zu finden. Daneben bildet die Stel-
lenbörse der Ärztekammer Berlin eine
feste Anlaufstelle für Ärzte in Weiterbil-
dung, die sich nach einer Weiterbil-
dungsstelle umschauen.

Mehr Verbindlichkeit 
notwendig
Allerdings scheinen die Weiterbildungs-
verbünde sowohl unter den Weiterbil-
dungsbefugten als auch bei den Weiter-
bildungsassistenten noch nicht wirklich
bekannt und akzeptiert zu sein. So absol-
viert keiner der Ärzte in Weiterbildung,

treten der neuen Weiterbildungsordnung
im Jahr 2006 Logbücher führen. Diese
würden die Weiterbilder aus ihrer eige-
nen Weiterbildung häufig nicht kennen
und deshalb nicht immer berücksichti-
gen, dass ihre Ärzte in Weiterbildung for-
male Vorgaben zu erfüllen haben.

Koch empfiehlt den Ärzten in Weiterbil-
dung, sich das Logbuch genau durchzule-
sen und die Inhalte zuzuordnen, damit sie
am Ende auch wirklich alles in der gefor-
derten Anzahl absolviert haben. Aber
auch die Befugten sollten das Logbuch
kennen, um zu wissen, was sie ihren Wei-
terbildungsassistenten beibringen müs-
sen. Ein Weiterbildungscurriculum, in
dem dargelegt ist, was die Weiterbilder
ihren Ärzten in Weiterbildung wann bei-
bringen möchten, musste zwar laut Wei-
terbildungsordnung der Ärztekammer

Allgemeinmediziner wollen viel Kontakt zu Patienten.
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tungsstellen am Virchow Klinikum und in
Mitte. Die vier Weiterbildungsstellen
seien jedenfalls permanent besetzt.

Im ersten Schritt absolvieren die Ärzte in
Weiterbildung ein Jahr in allgemeiner
Innerer Medizin am Standort Wittenberg
der Paul Gerhardt Diakonie. Anschließend
kommen sie in einer Charité-Rettungs-
stelle zum Einsatz. Dort sollen sie jeweils
ein Jahr Innere Medizin und Chirurgie/
Unfallchirurgie sowie sechs Monate
Pädiatrie durchlaufen. Begleitend werden
dabei Kurse in Anästhesie und Psychoso-
matischer Grundversorgung angeboten.

Nach insgesamt dreieinhalb Jahren Klinik
wird der letzte Abschnitt in einer nieder-
gelassenen allgemeinmedizinischen Pra-
xis absolviert. Dabei können die Ärzte in
Weiterbildung selbst entscheiden, in wel-
cher Praxis sie die letzten anderthalb
Jahre absolvieren. Nach Bedarf könne das
Institut für Allgemeinmedizin, das laut
Möckel über ein großes Netz aus Lehrpra-
xen verfügt, bei der Suche unterstützen.

Viele Möglichkeiten für 
junge Ärzte
Die Stellensuche im ambulanten Bereich
sei aber „vollkommen unproblematisch“.
„Es gibt ganz viele Weiterbildungsstellen
in niedergelassenen Praxen. Jetzt, wo die
Deckelung gekippt wurde, werden sich
die Weiterbildungsassistenten ohne
Schwierigkeiten eine Stelle aussuchen
können“, ist Möckel überzeugt. Des Wei-
teren werde derzeit daran gearbeitet,
über assoziierte Praxen oder das allge-
meinmedizinische Medizinische Versor-
gungszentrum der Charité, auch ambu-
lante Abschnitte der Weiterbildung zu
stellen. Das sei allerdings noch Zukunfts-
musik.
Allerdings besteht aus seiner Sicht in der
ambulanten Weiterbildung kein Bedarf,
irgendwas zu strukturieren. Im Gegenteil:
„Es gibt doch so viele Möglichkeiten.
Ärzte in Weiterbildung schätzen es, sich
frei umschauen und sich anschließend in
mehreren Abschnitten ihre ambulante
Weiterbildung zusammensetzen zu 
können.“

die bei einer WABe-Informationsveran-
staltung im November 2016 befragt 
wurden, seine Weiterbildung bei einem
Weiterbildungsverbund. Einige haben
lediglich gehört, dass es solche Verbünde
in Berlin geben soll. 

„Ich kenne persönlich aktuell keinen Wei-
terbildungsassistenten, der hier in Berlin
in einer Verbundweiterbildung tätig ist“,
bestätigt Blumenthal. Auch befragte
Ärzte, die als Weiterbilder in Weiterbil-
dungsverbünden aufgeführt werden,
geben an, nur wenig von der Verbundtä -
tigkeit wahrzunehmen. Auch wenn es
sich dabei nicht um repräsentative Ergeb-
nisse handelt, zeigt es doch, dass es noch
viel Arbeit erfordert, bis auch in Berlin
eine Weiterbildung mit einem festen
Rotationsplan angeboten werden kann.
„Bei den Veranstaltungen merken wir
durchaus, dass diese Netzwerke noch
relativ wenig genutzt werden“, räumt
Koch ein. 
„Bei den Weiterbildungsverbünden 
würden wir uns deshalb in der Tat mehr
Verbindlichkeit wünschen.“ Denn was
sich viele Ärzte in Weiterbildung wünsch-
ten, sei ein Weiterbildungsplan über
ganze fünf Jahre Weiterbildung, damit 
sie wissen, wann sie wohin rotieren. 
„So weit sind wir noch nicht“, gibt sie zu.
Trotz Verbundstrukturen müssten sich
Weiterbildungsassistenten für jeden
Abschnitt einzeln bewerben. „Wir erfah-
ren außerdem zunehmend, dass es eine
Reihe anderer Netzwerkstrukturen in 
Berlin gibt.“ 

Charité mit eigenem 
Weiterbildungsprogramm
So ein ausgearbeitetes Weiterbildungs-
konzept hat beispielsweise die Berliner
Charité. Das Programm umfasst drei Stu-
fen und richtet sich vor allem an Berufs -
anfänger und Ärzte im ersten Weiterbil-
dungsabschnitt. „Unser Konzept ist für
Weiterbildungsassistenten extrem inter-
essant, weil sie ihre stationäre Weiterbil-
dung nicht zusammensuchen müssen,
sondern aus einer Hand und strukturiert
bekommen“, sagte Prof. Dr. Martin
Möckel, Leiter der interdisziplinären Ret-

Prof. Dr. Martin Möckel, Charité

Auch KoStA-Leiterin Koch weiß aus ihrer
Erfahrung in der Beratung von Ärzten in
Weiterbildung, dass es einige Ärzte gibt,
die sich ihre Weiterbildung selbst zusam-
menstellen und die Freiheit haben wol-
len, selbst zu entscheiden, wo die näch-
ste Station ist. Auch für Quereinsteiger
sei ein Rotationsplan über fünf Jahre
nicht geeignet. „Man muss also offen
und flexibel bleiben“, betont sie. Den-
noch: Wenn man will, dass Medizinstu-
dierende direkt nach dem Studium den
Entschluss fassen, Facharzt für Allge-
meinmedizin zu werden, sei es gut, einen
solchen Plan anzubieten. „Damit von
Anfang an klar ist, was in den nächsten
fünf Jahren passiert.“ Denn viele junge
Ärztinnen und Ärzte wünschten sich
einen geregelten Ablauf ihrer Weiterbil-
dung.

Eugenie Ankowitsch
Freie Journalistin  

Dr. med. Antje Koch
Fachärztin für Allgemeinmedizin

Ärztekammer Berlin
Friedrichstr. 16, 10969 Berlin

Tel. 030 / 4080-6-1180
Fax: 030 / 40806-551181
E-Mail: kosta-fuer-berlin@aekb.de

Internet: www.aerztekammer-
berlin.de/10arzt/15_Weiterbildung/
15Koordinierungsstelle_neu/index.html

Kontakt zur KoStA für Berlin
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Berufsständische Versorgung 
und gesetzliche Rente
Kann ein Arzt als Unternehmensberater ärztlich tätig sein? 

Ärztinnen und Ärzte müssen sich zunehmend häufiger mit der Deutschen Renten-
versicherung darüber streiten, ob ihre Berufstätigkeit als ärztlich eingestuft werden 
kann.

Von Christoph Röhrig

Worum geht es?

Berliner Ärztinnen und Ärzte möchten 
ihre Rente in der Regel beim Versor-
gungswerk ihrer Kammer, der Berliner 
Ärzteversorgung (BÄV), haben. Warum? 
„Bei der BÄV bekommst Du deutlich 
mehr Rente für Dein Geld“ ist eine gän-
gige Antwort auf die Orientierungs-
frage nicht nur von Berufsanfängern 
„Wo rentenversichern?“. Die Deutsche 
Rentenversicherung Bund aber hat an-
gestellte Ärztinnen und Ärzte im 
Zweifel sehr gerne bei sich versichert. 

Der Konflikt ist rechtlich geregelt. 
Ausgangspunkt sind Vorschriften des 
Sechsten Sozialgesetzbuchs (SGB VI), 
das sich ausschließlich mit der gesetzli-
chen Rentenversicherung befasst. § 1 
ordnet an, dass gegen Arbeitsentgelt 
beschäftigte Personen grundsätzlich in 
die gesetzliche Rentenversicherung ge-
hören. § 6 regelt, wer ausnahmsweise 
von der gesetzlichen Rentenversiche-
rungspflicht befreit werden kann. Unter 
anderem sind abhängig Beschäftigte 
für die Beschäftigung zu befreien, we-
gen der sie durch Gesetz oder aufgrund 
gesetzlicher Vorschriften Pflichtmit-
glied einer berufsständischen Ver-
sorgungseinrichtung sowie einer be-
rufsständischen Kammer sind.

Aus der Perspektive der Kammer-
juristen ist die Sache eindeutig: Der 
Arzt wird nach dem Berliner Kammer-
gesetz sowie den maßgeblichen 
Satzungsregelungen aufgrund der 
Ausübung seines Berufs in Berlin Mit-
glied der Ärztekammer Berlin und auch 
der Berliner Ärzteversorgung; und 

Berufsausübung im Sinne dieser Vor-
schriften ist nicht nur die Ausübung  
der erlaubnispflichtigen Heilkunde im 
Sinne der Bundesärzteordnung, son-
dern jede Tätigkeit, bei der ärztliche 
Fachkenntnisse angewendet oder mit-
verwendet werden. Deswegen wird 
nicht nur die heilbehandelnde Ärztin in 
eigener Niederlassung oder der im 
Krankenhaus patientenbehandelnde 
Arzt Pflichtmitglied der Ärztekammer 
Berlin und der Berliner Ärztever sor-
gung, sondern auch der Arzt, der sich 
beruflich z. B. ausschließlich mit klini-
schen Arzneimittelstudien befasst oder 
die Ärztin, die medizinische Fachbücher 
verfasst; und daher ist selbstverständ-
lich für alle der vorbenannten Tätig-
keiten von der gesetzlichen Renten-
versicherungspflicht zu befreien.

§ 6 Absatz 1 Sechstes 
Sozialgesetzbuch (SGB VI)

(1) Von der Versicherungspflicht 
 werden befreit

1.  Beschäftigte und selbständig Tä-
tige für die Beschäftigung oder 
selbständige Tätigkeit, wegen der 
sie aufgrund einer durch Gesetz an-
geordneten oder auf Gesetz beru-
henden Verpflichtung Mitglied ei-
ner öffentlichrechtlichen Versiche-
rungsein richtung oder Versor gungs-
einrich tung ihrer Berufsgruppe (be-
rufsständische Versorgungsein ric h-
tung und zugleich kraft geset z   licher 
Verpflichtung Mitglied einer berufs-
ständischen Kammer sind, wenn …

Die Deutsche Rentenversicherung Bund 
aber will diesen Regelkreis, der vom 
Sechsten Sozialgesetzbuch schnurgera-
de und geschmeidig ins Kammerrecht 
und retour verläuft, nicht nachvollzie-
hen. Sie verweigert mit einer Argumen-
tationsführung, hinter der gewiss ein 
großer Wille steht, für viele Tätigkeiten 
von Ärztinnen und Ärzten unter Anwen-
dung eines deutlich engeren Begriffs 
der ärztlichen Tätigkeit die Befreiung 
von der gesetzlichen Rentenversiche-
rungs pflicht. Die daraus folgenden 
Streitigkeiten werden dann vor den 
Sozialgerichten ausgetragen. 

Zunächst folgte die sozialgerichtliche 
Rechtsprechung tendenziell der 
Argumentationsführung der Deutschen 
Rentenversicherung Bund. Doch es 
zeigt sich, dass die rechtliche Über-
zeugungsarbeit, die die Ärztekammern 
und Ärzteversorgungen in der jüngeren 
Vergangenheit (u. a. als Beigeladene in 
den sozialgerichtlichen Verfahren) be-
trieben haben, langsam Früchte trägt:  

Zuletzt wurde in einem landessozialge-
richtlichen Urteil die Tätigkeit eines 
Arztes als Berater von Krankenhaus-
unternehmen als einschlägig ärztlich 
und damit befreiungsfähig qualifiziert. 
In der Begründung des Urteils sind die 
von der Ärztekammer Berlin und der 
Berliner Ärzteversorgung vorgetrage-
nen Rechtsauffassungen bemerkens-
wert klar bestätigt worden: Unter 
Hinweis auf die Rechtsprechung des 
Bundessozialgerichts hat das Gericht 
hervorgehoben, dass die Frage, ob ein 
Arzt wegen einer Beschäftigung im 
Sinne von § 6 SGB VI Pflichtmitglied  
einer Versorgungseinrichtung und  
berufsständischen Kammer ist, aus-
schließlich anhand der einschlägigen 
versorgungs- und kammerrechtlichen 
Normen zu prüfen ist. Das sind für 
Berlin vornehmlich das Berliner Kam-
mergesetz, die Satzung der Berlin 
Ärzteversorgung sowie die Haupt-
satzung der Ärztekammer Berlin; er-
gänzend können die Berufsordnung,  
die Meldeordnung, die Beitragsordnung 
sowie die Weiterbildungsordnung der 
Ärztekammer Berlin herangezogen wer-
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den. Des Weiteren hat das Gericht be-
tont, dass der weite Begriff der ärztli-
chen Tätigkeit über die Anwendung  
dieser kammer- und versorgungsrecht-
lichen Normen auch bei der Entschei-
dung über die Befreiungsfähigkeit zur 
Anwendung kommen muss. Eine klare 
Absage hingegen ist in diesem Zusam-
menhang einem an der Bundesärzte-
ordnung orientierten engen Begriff der 
ärztlichen Tätigkeit erteilt worden; die 
Bundesärzteordnung käme nicht ein-
mal im Einstieg als Auslegungshilfe für 
die einschlägigen kammerrechtlichen 
Normen in Frage. 

Zusammengefasst: Die Deutsche 
Rentenversicherung Bund muss bei der 
Entscheidung über Befreiungsanträge 
von in Berlin tätigen Ärztinnen und 
Ärzten das Berliner Kammergesetz so-
wie die maßgeblichen satzungsrechtli-
chen Regelungen der Ärztekammer 
Berlin und der Berliner Ärzteversorgung 
anwenden. Ob die konkrete Tätigkeit ei-
ner Ärztin oder eines Arztes als ärztli-
che Tätigkeit einzustufen ist, bestimmt 
sich ausschließlich nach diesen Rege-
lungen. Für den Kunstbegriff der ärztli-
chen Tätigkeit, den sich die Deutsche 
Rentenversicherung Bund geschaffen 
hat, bietet das Gesetz keinen Anhalt.

Die Deutsche Rentenversicherung Bund 
wird sich vermutlich auch von diesem 

luziden Urteil vorerst nicht davon abhal-
ten lassen, von ihrer mit den gesetzli-
chen Regelungen nicht in Einklang zu 
bringenden Verwaltungsübung abzulas-
sen. Endgültige Klarheit muss eine höchst -
richterliche Entscheidung schaffen.

Die Ärztekammer Berlin wird ihrerseits 
aber nicht davon Abstand nehmen, ihre 
ärztlich tätigen Mitglieder im Konflikt 
mit der Deutschen Rentenver sicherung 
zu stärken. Zum einen, weil die Ein  - 
stuf ungsentscheidung der Deutschen 
Rentenversicherung Bund für das ein-
zelne Kammermitglied durchaus exis-
tentiell bedeutsame Tragweite anneh-
men kann. Zum anderen, weil das Vor-
gehen der Rentenver sicherung, selbst 
wenn man dahinterstehend keine poli-
tische Motivation vermuten mag, emi-
nent politische Auswirkungen hat: Die 
Ärztekammern haben die Gesamt be-
lange des ärztlichen Berufsstandes zu 
wahren. Hierfür ist die Nutzbar ma-
chung der Erfahrung von Ärztinnen und 
Ärzten aus allen Tätigkeitsbereichen er-
forderlich. Ärztinnen und Ärzte neh-
men, wie es in der Berufsordnung der 
Ärztekammer Berlin treffend formuliert 
ist, ärztlichen Aufgaben „über die un-
mittelbare Sorge um die Gesundheit 
von Patientinnen und Patienten hinaus 
auch wahr, wenn sie mit ihren ärztli-
chen Fachkennt nissen an der Förderung 
und Erhaltung der Gesundheit des ein-

zelnen Men schen, der Bevölkerung, der 
hierfür erforderlichen natürlichen und 
gesellschaftlichen Lebensgrundlagen 
oder des Gesundheitssystems mitwir-
ken“. Wenn aber Ärztinnen und Ärzte, 
die aufgrund ihrer Tätigkeit Pflichtmit-
glieder der Ärztekammer Berlin sind, in 
die Deutsche Rentenversicherung ge-
zwungen werden, dann wird eben die-
ses Pflichtmitgliedschaftsverhältnis, zu 
dem nach der Entscheidung des Berliner 
Landesgesetzgebers die Mitgliedschaft 
in der Berliner Ärzteversorgung ganz 
selbstverständlich dazu gehört, künst-
lich aufgespalten und entwertet. Das 
schwächt auch den institutionellen 
Rahmen der ärztlichen Selbstver wal-
tung. Die Berliner Ärzteversorgung ist 
eine Einrichtung der Ärztekammer 
Berlin. Eine Politik, die strukturell auf 
die Trennung dieser Einheit hinausläuft, 
bereitet den Boden für nachhaltigere 
Angriffe auf berufsständische Versor-
gung in Selbstverwaltung.

Greifen wir abschließend die Eingangs-
frage auf: Kann ein Arzt als Unter neh-
mensberater ärztlich tätig sein? Aus der 
kammerrechtlichen und damit auch aus 
der rentenversicherungsrechtlichen 
Perspektive: Aber ja doch!

Christoph Röhrig, Leiter der Abteilung 3 
Kammermitgliedschaft/Berufsbildung/
EU- und Kammerrecht
Ärztekammer Berlin
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Die Ankündigungen auf diesen beiden Seiten geben einen Überblick 
über die ärztlichen Fortbildungsveranstaltungen, die in der näch-

sten Zeit von der Ärztekammer Berlin (ÄKB) veranstaltet werden oder 
in Kooperation mit ihr stattfinden. Einen vollständigen Überblick über 
unsere Veranstaltungen erhalten Sie auf unserer Homepage www.
aerztekammer-berlin.de � Ärzte � Fortbildung � Fort bildun gen der 
ÄKB. Alle weiteren Fortbildungsveranstaltungen, die von der ÄKB zer-
tifiziert wurden und Fortbildungspunkte erhalten haben, können im 

Online-Fortbildungskalender unter www.aerztekammer-berlin.de � 
Ärzte � Fortbildung � Fortbildungskalender recherchiert werden. Der 
Fortbildungskalender ermöglicht eine Recherche nach Terminen, Fach-
gebieten oder auch nach freien Suchbegriffen. Damit bietet der Kalen-
der in Abhängigkeit von der gewählten Suchstrategie sowohl einen 
umfassenden Überblick über sämtliche Fortbildungs ver anstaltungen 
in Berlin als auch eine an den individuellen Inte ressen schwerpunkten 
orientierte Veranstaltungsauswahl weit im Voraus.

Termine Thema / Referenten Veranstaltungsort Information / Gebühr Fortbildungspunkte

� 21.01.2017 Häusliche Gewalt: Als ärztliche 
Zeugin/ärztlicher Zeuge vor Gericht 
(weitere Informationen s. S. 24)

Ärztekammer Berlin, Fort- 
und Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Organisation / Anmeldung: 
S.I.G.N.A.L. e.V.  
Karin Wieners, MPH 
E-Mail: wieners@signal-
intervention.de, Fax: 030 / 275 95 366

8 P

� 10.02. – 11.02.2017 
17.03. – 18.03.2017 
05.05. – 06.05.2017 
16.06. – 17.06.2017 

Suchtmedizinische Grundversorgung 
zum Erwerb der Zusatzweiterbildung 
„Suchtmedizinische Grundversorgung“ 
in vier Modulen  
(weitere Informationen s. S. 24)

DRK Kliniken Mitte 
Haus E 
Drontheimer Str. 39-40 
13359 Berlin 

Information und Anmeldung: 
Tel.: 030 / 40806 – 1301 /- 1303 
E-Mail: fb-aag@aekb.de 
Teilnehmerentgelt: 160 € / Kursteil

13 P pro Kursteil

� 15.02.2017 Weiterbildungskurs Pädiatrie 
zum Facharzt für Allgemeinmedizin

Ärztekammer Berlin, Fort- 
und Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Anmeldung: 
Tel.: 030 / 40806-1203 
E-Mail: a.hellert@aekb.de 
Teilnehmerentgelt: 550 €

9 P

� 18.02.2017 und 
22.02.2017

„Wenn Partnerschaft verletzend 
wird…“ – Kompetent (be)handeln bei 
häuslicher Gewalt 
(weitere Informationen s. S. 10)

Ärztekammer Berlin, Fort- 
und Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Organisation / Anmeldung: 
S.I.G.N.A.L. e.V.  
Claudia Schimmel, Pol.M.A. 
E-Mail: schimmel@signal-
intervention.de, Fax: 030 / 275 95 366

12 P

� 20.02. – 22.02.2017 Grundkurs im Strahlenschutz Ärztekammer Berlin, Fort- 
und Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Information und Anmeldung:  
Tel.: 030 / 40806-1215 
E-Mail: fb-aag@aekb.de 
Teilnehmerentgelt: 270 €

23 P

� 22.02. - 24.02.2017 Spezialkurs im Strahlenschutz  
bei der Röntgendiagnostik

Ärztekammer Berlin, Fort- 
und Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Information und Anmeldung:  
Tel.: 030 / 40806-1215 
E-Mail: fb-aag@aekb.de 
Teilnehmerentgelt: 240 €

20 P

� 10.03.2017 2. Berliner CIRS-Symposium 
(weitere Informationen s. S. 24)

Ärztekammer Berlin, Fort- 
und Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Information: 
Tel.: 030/ 40 80 6-14 00 
E-Mail: b.hoffmann@aekb.de 
Anmeldung: e.hoehne@aekb.de

noch offen

� 01.04.2017 Aktualisierungskurs im  
Strahlenschutz nach  
Röntgenverordnung

Ärztekammer Berlin, Fort- 
und Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Information und Anmeldung:  
Tel.: 030 / 40806-1215 
E-Mail: fb-aag@aekb.de 
Teilnehmerentgelt: 155 €

8 P

� Selbstlernphasen: 
18.04. - 07.05. und 
15.05. - 11.06.2017 
Präsenztage: 
12.05. und 16.06.2017

Gesundheitsförderung und 
Prävention 
(weitere Informationen s. S. 23)

Ärztekammer Berlin, Fort- 
und Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Information: 
Tel.: 030 / 40806 - 1211 
Anmeldung: 
s.zippel@aekb.de 
Teilnehmerentgelt: 650 €

33 P

� 22.05.-24.05.2017 Arbeitsmedizinische Gehör- 
vorsorge nach ArbMedVV und G 20 
„Lärm“

Ärztekammer Berlin, Fort- 
und Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Information und Anmeldung: 
Tel.: 030 / 40806-1215 
E-Mail: fb-aag@aekb.de 
Teilnehmerentgelt: 360 €

30 P
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DER ÄRZTEKAMMER BERLIN 

Ärztliche Führung – ein praxisorientiertes 
Intensivprogramm 

Nach dem Curriculum der Bundesärztekammer 

Für  jede Ärztin und jeden Arzt ist Führung ein selbstverständlicher Bestandteil der 
täglichen Arbeit. Neben dem anspruchsvollen medizinischen „Kerngeschäft“ for-
dern dabei vielfältige, oft widersprüchliche nicht-medizinische Interessen 
Aufmerksamkeit, Zeit und Energie. Aber: Wie vereint man Arzt- und „Manager“-
Sein? Wie können ärztliche Überzeugungen und organisationsrelevante Anfor-
derungen miteinander in Einklang gebracht und die eigenen Ansprüche als Füh-
rungskraft  wirkungsvoll umgesetzt werden?

Das Führungsseminar der Ärztekammer Berlin setzt an diesem Punkt an: Im 
Mittelpunkt steht die Führungsperson selbst. Denn Führung bedeutet mehr als 
ein bloßes Plus an Aufgaben. 

Das Seminar erweitert Ihre Führungskompetenzen. Es vermittelt konzeptionelles 
Wissen, um Organisationen werte-, ziel- und mitarbeiterorientiert zu steuern, er-
folgreich mit Mitarbeitern, Kollegen und Verhandlungspartnern gerade in schwie-
rigen Situationen zu kommunizieren und zu interagieren. Die erfolgskritischen 
Dimensionen ärztlicher Führung werden aufgezeigt und die Gelegenheit geboten, 
die eigenen Kompetenzen zu stärken und ein persönliches Führungskonzept zu 
entwickeln. 

Das Seminar verfolgt mit seinen vier Modulen, die sich auf drei Quartale erstre-
cken, bewusst einen prozess- und praxisorientierten Ansatz.

Um als ärztliche Führungskraft auch die Anforderungen und Konsequenzen öko-
nomischer Konstellationen verstehen und beeinflussen zu können, werden in 
einem Planspiel u.a. betriebswirtschaftliche Grundkenntnisse vermittelt. 

Das Seminar richtet sich vor allem an Oberärztinnen und Oberärzte aus Kranken-
häusern sowie an Ärztinnen und Ärzte mit leitender Funktion in anderen größeren 
Einrichtungen der Patientenversorgung wie z.B. MVZ.  

Termine: 
Modul 1: Die Praxis des Führens  Do., 04.05. – Sa., 06.05.2017
Modul 2:  Führen als Prozess  Do., 15.06. – Sa., 17.06.2017
Modul 3:  Führung und Entwicklung  Do., 14.09. – Sa., 16.09.2017
Modul 4:  Transfer: Sicherung des eigenen  Fr., 24.11.2017
 Konzepts  

Veranstalter: Ärztekammer Berlin
Kursleitung: PD Dr. med. Peter Berchtold
Ort: Evangelische Bildungsstätte auf Schwanenwerder, Berlin
Teilnehmerentgelt: 3.400 Euro, Fortbildungspunkte: 80 Punkte
Organisation und Anmeldung: Anke Andresen-Langholz, Tel.: 030 / 40806 1301; 
aerztliche-fuehrung@aekb.de 
Fragen zum Inhalt: Dr. med. Henning Schaefer, Tel.: 030 / 40806 1200

Gesundheitsförderung und Prävention  
strukturierte curriculare Fortbildung gemäß Curriculum der 

Bundesärztekammer  

Ärzten wird in der Gesundheitsförderung und Prävention eine wichtige Rolle zuge-
sprochen. Sowohl Ihre Qualifikation als auch das vertrauensvolle Arzt-Patienten-
Verhältnis sind besonders geeignet, neben Früherkennung, Diagnose und 
Behandlung von Krankheiten eine orientierende Gesundheitsberatung anzubie-
ten, Patienten zu ermutigen, schädigende Verhaltensweisen einzustellen, abzuän-
dern und zur Inanspruchnahme primärpräventiver Angebote zu motivieren. Die 
Herausforderungen der demographischen Entwicklung sowie die Veränderung 
des Krankheitsgeschehens hin zu den chronischen nicht-übertragbaren Krank-
heiten (NCD) machen ein strukturiertes gesundheitsorientiertes Vorgehen, ein 
proaktiv präventives Handeln, zur Reduzierung des Erkrankungsrisikos notwendig.

Ziel der Fortbildung ist es, innerhalb der Arzt-Patienten-Beziehung Gesundheits-
ressourcen und -fähigkeiten der Patienten identifizieren zu können, Risikofaktoren 
einzuschätzen und dieses gewonnene Wissen konstruktiv in die Beratung und 
Behandlung zu integrieren. Vor diesem Hintergrund werden in der Fortbildung (2 
Präsenztage, 2 computergestützte Selbstlernmodule) Fakten zu Präventions-
konzepten, protektive Faktoren in der Krankheitsentstehung, Grundkonzepten 
des Gesundheitsverhaltens, Patientenmotivierung und Anforderungen an die 
ärztliche Beratung vermittelt, diskutiert und durch praktische Übungen vertieft.
Herr PD Dr. Uwe Torsten, Vorstandsmitglied der Ärztekammer Berlin, hat die wis-
senschaftliche Leitung über die angebotene strukturiert curriculare Fortbildung 
Gesundheitsförderung und Prävention.

Zeitraum: 18.04.2017 – 16.06.2017
Selbstlernphasen: 18.04. - 07.05.2017 und 15.05. - 11.06.2017
Präsenztage:  12.05.2017 und 16.06.2017
Ort:  Ärztekammer Berlin
Kosten:  650,00 Euro

Die Teilnahme wird mit 33 Fortbildungspunkten anerkannt.
Ihre Anmeldung zur Fortbildung senden Sie bitte an: Frau Zippel | s.zippel@aekb.de.
Weitere Informationen zum Inhalt erhalten Sie bei Frau Nehrkorn, 
Tel: 030 / 40806 - 1211.

Kurs Qualitätsmanagement (200 Std.) 
Ärztekammer Berlin in Kooperation mit der Charité – 

Universitätsmedizin Berlin 

Der 200-Stunden-Kurs Qualitätsmanagement nach dem Curriculum „Ärztliches 
Qualitätsmanagement“ der Bundesärztekammer wird von der Ärztekammer 
Berlin in Kooperation mit der Charité im Frühjahr 2017 als Kompaktkurs innerhalb 
von knapp vier Monaten veranstaltet. Die drei Wochen der Präsenzphase werden 
durch eine 50-stündige Phase des Selbststudiums ergänzt. Ärzte haben die 
Möglichkeit, durch die Teilnahme an diesem Weiterbildungskurs und an einer an-
schließend erfolgreich abgelegten Prüfung vor der Ärztekammer Berlin die 
Zusatzbezeichnung „Ärztliches Qualitätsmanagement“ zu erwerben. 

Termine: Präsenzwoche 1: 20.02. – 25.02.2017
 Präsenzwoche 2: 27.03. – 01.04.2017
 Präsenzwoche 3: 15.05. – 20.05.2017
 (jeweils montags bis freitags von 9 bis 18 Uhr und samstags 
 von 9 bis 16 Uhr)

Veranstaltungsort: Ärztekammer Berlin, Friedrichstr. 16, 10969 Berlin
Informationen und Anmeldung: Tel.: 030 / 408 06-14 02 (Organisation), 
Tel.: 030 / 408 06-12 07 (Inhalte) oder per E-Mail: QM-Kurs@aekb.de 

www.berliner-aerzte.net!
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Strukturierte curriculare Fortbildung 
„Medizinische Begutachtung“ 2017

Die Ärztekammer Berlin bietet die führungsfähige Strukturierte Curriculare 
Fortbildung „Medizinische Begutachtung“ (64 Stunden) nach dem Curriculum der 
Bundesärztekammer als Blended-Learning-Kurs an: Selbst-Lern-Phasen auf der 
Online-Plattform und Präsenzveranstaltungen wechseln sich ab (Termine s. u.). 
Der Kurs wendet sich sowohl an Neulinge im Begutachtungswesen, als auch an 
Ärztinnen und Ärzte, die bereits über Erfahrungen in der Begutachtung verfügen.
Das komplette Programm finden Sie auf der Homepage der Ärztekammer Berlin. 
Dort finden Sie auch die Hinweise zu den technischen Voraussetzungen der 
Teilnahme am E-Learning-Modul.

Termine:

Modul Termine
E-Learning Zwischen 20. 01. und 16.02.2017
I a 17./18.02.2017
II 18.02.2017
I c 17./18.03.2017
Einzelarbeit/Übungsaufgabe Zwischen 19.03. und 20.04.2017
I b 21./22.04.2017
Lernerfolgskontrolle Zwischen 23.04. und 01.06.2017
III 19./20.05.2017

 
Fortbildungspunkte: 64 
Veranstaltungsort: Ärztekammer Berlin, Friedrichstr. 16, 10969 Berlin
Informationen und Anmeldung:
Anja Hellert, Tel: 030 / 408 06-12 03, E-Mail: gutachterkurs@aekb.de

VERANSTALTUNGEN                       Januar 17

Fortbildungsangebot zum Themenschwerpunkt „Häusliche Gewalt“ 
in Kooperation zwischen der Koordinierungsstelle des S.I.G.N.A.L. 

e.V. und der Ärztekammer Berlin

Als Ärztliche Zeugin / ärztlicher Zeuge vor 
Gericht 

Immer häufiger sind Ärzte und Ärztinnen Zeuge oder Zeugin vor Gericht. Zumeist 
ist dies eine neue, ungewohnte Aufgabe, die über das vertrauliche Gespräch, die 
medizinische Versorgung und die Zusammenarbeit mit spezialisierten Unterstüt-
zungs einrichtungen hinausgeht.

Wie sicher fühlen Sie sich als sachverständige/r Zeuge/in vor Gericht? Können Sie 
Befunde bei häuslicher Gewalt und die erfolgte Behandlung der Betroffenen kom-
petent und für Laien verständlich darlegen?

Mit diesem Workshop möchten wir Ärztinnen und Ärzte unterstützen, Sicherheit 
bei einer Zeugenaussage vor Gericht zu gewinnen. Ziel des Workshops ist es, 
Ärztinnen und Ärzte praxisnah und interaktiv auf die Situation vor Gericht vorzu-
bereiten. Praktische Übungen stehen im Mittelpunkt des Workshops. 

Der Workshop richtet sich an Ärztinnen und Ärzte, die von häuslicher oder sexua-
lisierter Gewalt betroffene Patientinnen und Patienten versorgen und sich auf die 
Möglichkeit einer Zeugenaussage vor Gericht vorbereiten möchten.

Termin: 21.01.2017 (10 bis 16 Uhr)

Veranstaltungsort: Ärztekammer Berlin, Friedrichstraße 16 in 10969 Berlin
Informationen und Anmeldung: S.I.G.N.A.L. e.V. Koordinierungs- und Interven-
tions  stelle, Karin Wieners, MPH., E-Mail: wieners@signalintervention.de,
Tel: 030 / 275 95 353, Fax: 030 / 275 95 366. Eine Anmeldung ist unbedingt erfor-
derlich. Die Fortbildung ist durch die Ärztekammer Berlin mit 8 Fortbildungs-
punkten anerkannt.

Curriculum  
Suchtmedizinische Grundversorgung 2017 

Zusatz-Weiterbildung in 4 Modulen 

Substanzmissbrauch und Substanzabhängigkeit von Alkohol, Nikotin, Medi ka-
menten, illegalen Drogen stellen eine große Herausforderung auf allen Ebenen 
der Gesundheitsversorgung dar. 

Die Ärztekammer Berlin bietet in Zusammenarbeit mit dem Arbeitskreis Drogen 
und Sucht der Ärztekammer in 2017 wiederholt die Seminarreihe zur Suchtme-
dizinischen Grundversorgung nach dem Curriculum der Bundesärztekammer an. 

An vier Terminen, jeweils Freitag 14:00 Uhr - Samstag 18:00 Uhr, werden umfas-
sende Grundlagen zur Thematik Substanzmissbrauch und Abhängigkeit von lega-
len und illegalen Drogen vermittelt, der rechtliche Rahmen, Möglichkeiten der 
Frühdiagnostik und Frühintervention, die Substitutionsbehandlung Opiatab-
hängiger, das Hilfesystem und vieles mehr gemeinsam erarbeitet und diskutiert. 
Ein Modul wird allein der „Motivierenden Gesprächsführung“ gewidmet. Die 
Methode eignet sich speziell für den Umgang mit suchtgefährdeten und abhän-
gigkeitskranken Patienten und zielt insbesondere auf die Stärkung der Ver-
änderungsbereitschaft. Zur Vorbereitung auf die Präsenztermine wird ein beglei-
tendes e-learning (computergestützte Selbstlernphase) angeboten.

Die Seminare sind zentraler Bestandteil der in der Weiterbildungsordnung veran-
kerten Zusatzbezeichnung „Suchtmedizinische Grundversorgung“. Der Erwerb 
dieser Qualifikation ist Voraussetzung für die Durchführung von Substitutions-
behandlungen Opiatabhängiger. 

Kursteil A: Allgemeine Grundlagen  10.02. – 11.02.2017
Kursteil B: Illegale Drogen 17.03. – 18.03.2017
Kursteil C: Alkohol, Nikotin, Medikamente 05.05. – 06.05.2017
Kursteil D: Motivierende Gesprächsführung      16.06. – 17.06.2017

Veranstaltungsort: DRK Kliniken Mitte Haus E, Drontheimer Str. 39-40, 
13359 Berlin
Information und Anmeldung: Tel.: 40806 – 1301 / - 1303, E-Mail: fb-aag@aekb.de, 
Anmeldung erforderlich. Teilnehmerentgelt: 160,00 Euro/Kursteil

2. Berliner CIRS-Symposium am 10. März 2017 

Am 10. März 2017 lädt die Ärztekammer Berlin zum 2. Berliner CIRS-Symposium ein. 
Die Tagung ist multiprofessionell ausgerichtet und dreht sich rund um das Thema 
CIRS, u. a.:
�  Einrichtung und erfolgreicher Betrieb eines CIRS
� Stärkung der Nutzung interner CIRS-Systeme
� Lernen aus CIRS-Berichten – für Einsteiger und Fortgeschrittene

Die Teilnehmer erwarten praxisnahe Beiträge und Workshops!

Das Programm der Tagung finden Sie unter https://www.aerztekammer-berlin.
de/10arzt/25_Aerztl_Fb/12_Fortbildungen_AEKB/06_Patientensicherheit/2-Ber-
liner-CIRS-Symposium/index.shtml

Die Veranstaltung richtet sich vor allem
� an Mitarbeiter in Krankenhäusern, die im Qualitäts- und Risikomanagement 

tätig sind,
� an Pflegende, Ärzte und Angehörige anderer Berufsgruppen, die als CIRS-

Beauftragte für die Einrichtung und die Pflege ihres internen CIRS verantwort-
lich sind, und

� an Mitglieder der Krankenhausleitungen.

Uhrzeit: 10:00 Uhr bis 16:30 Uhr
Ort: Ärztekammer Berlin

Weitere Informationen erhalten Sie hier:
Dr. med. Barbara Hoffmann, MPH, Abteilung 2 - Fortbildung / Qualitätssicherung
Tel.: 030/ 40 80 6-14 00, b.hoffmann@aekb.de
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Positive Kammerfinanzen
Bericht von der Delegiertenversammlung am 23. November 2016

Traditionell standen bei der November-Sitzung der Delegiertenversammlung die Kam-
mer finanzen im Mittelpunkt – genauer gesagt die Haushaltsjahre 2015-17. Dabei fielen 
die Ergebnisse besser aus als prognostiziert. Gleichwohl ist in den kommenden Jahren 
mit Einschnitten zu rechnen. Außerdem beschäftigten sich die Delegierten mit Berufs-
bildungsangelegenheiten und wählten in verschiedenen Ausschüssen Mitglieder nach.

Von Sascha Rudat

Der kaufmännische Leiter der Ärzte-
kammer Berlin, Frank Rosenkranz, 

erläuterte zunächst den Abschluss des 
Wirtschaftsjahres 2015. Statt eines 
Minus von prognostizierten 424.000 
Euro gab es ein Plus von rund 87.000 
Euro, das dem variablen Kapital zuge-
führt werden konnte. Dieses positive 
Ergebnis kam durch Minderaufwen-
dungen von rund 900.000 Euro bei 
gleichzeitig Mindererträgen von rund 
400.000 Euro gegenüber dem Wirt-
schaftsplan zustande. Die Gründe für  
die Abweichungen sind vielfältig und 
teilen sich unter zahlreichen Einzel posi-
tio nen auf. So wurden beispielsweise 
rund 200.000 Euro weniger für Personal  -
kosten aufgewendet, weil Stellen später 
oder noch nicht nachbesetzt wurden. 
Auch die Aufwendungen für Raum-
kosten lagen rund 320.000 Euro unter 
dem Plan. Demgegenüber standen auf 
Ertragsseite Mindereinnahmen durch 
Kammerbeiträge in Höhe von rund 
626.000 Euro. Wie der Schatzmeister 
der Kammer, Vorstandsmitglied Peter 
Bobbert (Marburger Bund), betonte, 
habe es in der Haushaltskommission 
über den Jahresabschluss nur wenige 
Diskussionen gegeben. Dies bestätigte 
auch Stefan Hochfeld (Fraktion Gesund-
heit), der stellvertretend für die Vor-
sitzende, Eva Müller-Dannecker, aus der 
Haushaltskommission berichtete, da 
sämtliche Nachfragen zufriedenstellend 
beantwortet wurden. Der Jahresab-
schluss sei einstimmig verabschiedet 
worden. Danach erhielt der anwesende 
Wirtschaftsprüfer der Firma BDO, 
Manfred Mensching, das Wort. Wie im 
Vorjahr bestätigte er eine ordnungsge-
mäße Haushalts- und Geschäftsführung. 

Die auftragsgemäße Prüfung führte ins-
gesamt zu einem uneingeschränkten 
Prüfvermerk. „Man kann von einer soli-
den Finanzlage der Ärztekammer Berlin 
ausgehen“, resümierte er. Das sahen 
auch die Delegierten so, verabschie-
deten den Jahresabschluss einstimmig 
bei einer Enthaltung und entlasteten 
den Vorstand ebenfalls einstimmig bei 
einer Enthaltung sowie der Enthaltung 
der Betroffenen.

Im Anschluss berichtete Frank Rosen-
kranz vom noch laufenden Wirtschafts-
jahr 2016. Statt eines erwarteten Minus 
von ca. 610.000 Euro geht er von einem 
Plus von rund 170.000 Euro aus  (Minder-
aufwendungen: rund 940.000 Euro, 
Mindererträge: rund 160.000 Euro).  
Auch hier sind die Gründe für die Abwei-
chungen vielfältig und teilen sich unter 
zahlreichen Einzelpositionen auf. So gibt 
es demnach bei den Personalkosten ge-
ringere Aufwendungen von rund 
420.000 Euro. Die Raumkosten werden 
ebenfalls um rund 170.000 Euro geringer 
ausfallen. Vermutlich rund 100.000 Euro 
weniger werden aufgrund von Verschie-
bungen bei notwendigen Softwarean-
passungen ausgegeben. Auf Ertragsseite 
werden rund 170.000 Euro mehr Bei-
trags einnahmen erwartet als geplant, 
demgegenüber stehen rund 170.000 Euro 
weniger ÄSQSB-Gebühren und rund 
140.000 Euro weniger Gebühren für 
Fachsprachprüfungen, da die Zahl der 
Prüfungen nicht so hoch sein wird wie‚ 
erwartet worden war. Wie Stefan 
Hochfeld berichtete, habe es insbeson-
dere zu diesen Positionen in der Haus-
halts kommission einige Nachfragen ge-
geben. 

Mit der Erläuterung des Wirtschaftsplans 
2017 gab Frank Rosenkranz dann einen 
Ausblick auf das kommende Haushalts-
jahr. Bei einem Haushaltsvolumen von 
rund 15 Millionen Euro rechnet er mit ei-
ner Unterdeckung von rund 770.000 
Euro. Laut Stefan Hochfeld wurde in der 
Haushaltskommission insbesondere über 
die Schaffung von drei zusätzlichen 
Stellen beraten (u.a. eine Stelle für die 
Herausgabe des eArztausweises). Man 
habe dem Wirtschaftsplan aber einstim-
mig zugestimmt, da alle Nachfragen aus-
führlich und nachvollziehbar beantwor-
tet wurden. Julian Veelken (Fraktion 
Gesundheit) ergänzte, dass die Notwen -
d igkeit aller drei Stellen gut begründet 
sei. Gleichzeitig wies er darauf hin, dass 
in den kommenden Jahren versucht wer-
den sollte, die Personalaufwendungen 
weniger als in den Vorjahren ansteigen zu 
lassen. Er appellierte an die DV-Mitglie-
der, dies mit im Blick zu haben. Für die 
kommenden Haushaltsjahre geht Franz 
Rosenkranz nach jetzigem Stand von 
nicht vollständig gedeckten Haushalten 
aus, was vorrübergehend aufgrund der 
Finanz- und Wirtschaftslage der Kammer 
noch vertretbar sei. 

Beitragsgerechtigkeit im Blick

Vor der Abstimmung über den Wirt-
schafts plan 2017 befassten sich die 
Delegierten mit einer Änderung der 
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Beitragsordnung. In diesem Zusammen-
hang wies Stefan Hochfeld darauf hin, 
dass die Haushaltskommission es aus-
drücklich begrüße, dass sich ein interfrak-
tioneller Arbeitskreis zur Neuausrichtung 
der Beitrags- und Gebührenordnung ge-
gründet habe, der sich mit grundsätzli-
chen Fragestellungen befasst. Peter 
Bobbert, der den Arbeitskreis leitet, er-
klärte, dass das Kernthema die Beitrags-
gerechtigkeit sei. Bei der aktuell zur 
Abstimmung stehenden Änderung der 
Beitragsordnung ging es um eine An-
passung für Ärzte, die mehreren Kam-
mern angehören. Ziel der Änderung ist, 
eine übermäßige Beitragsbelastung 
durch mehrfache Mitgliedschaft zu ver-
meiden. Die Delegierten stimmten der 
Änderung einstimmig zu. Der Wirt-
schafts plan 2017 wurde dann ebenfalls 
einstimmig bei einer Enthaltung verab-
schiedet. 

Zwischenprüfung für 
Umschüler/innen
Danach stand das Thema Berufsbildung 
auf der Tagesordnung: Die Prüfungs - 
ord nung für die Durchführung von Ab-
schluss prüfungen, Umschulungsprü-

fungen und Zwischenprüfungen für 
Medizinische Fachangestellte lag den 
Delegierten zur Abstimmung vor. Wie 
Vorstandsmitglied Regine Held (Allianz 
Berliner Ärzte), Vorsitzende des Berufs-
bildungsausschusses, erklärte, habe man 
sich insbesondere mit den Umschülern 
befasst, deren Zahl in Berlin zunehme.  
Sie müssen nach der neuen Prüfungs-
ordnung nun auch eine Zwischenprüfung 
machen. Daneben ging es in einer weite-
ren Drucksache um die Teilnahme an 
Kursmodulen der Überbetrieblichen 
Ausbildung. Beide Drucksachen wurden 
einstimmig bei einer Enthaltung verab-
schiedet. 

Nachwahlen

Wegen eines Rücktritts und eines Todes-
falls mussten im Beirat für Fortbildungs-
an er kennungen zwei Mitglieder nachge-
wählt werden. Andreas Pingsmann und 
Frank Joachim Wilfried Rauhut (beides 
Fachärzte für Orthopädie und Unfall-
chirurgie) wurden einstimmig als neue 
Beiratsmitglieder gewählt. Rauhut wurde 
ebenfalls einstimmig in den Fortbildungs-
ausschuss gewählt. In den Weiterbil-
dungsausschuss III wählten die Delegier-

ten Karsten Dreinhöfer (Facharzt für 
Orthopädie, Facharzt für Orthopädie und 
Unfallchirurgie) einstimmig.  

Zur Wahl eines weiteren Mitgliedes in 
den Weiterbildungsausschuss VI (zustän-
dig u.a. für Psychiatrie und Psycho thera-
pie) gab es Gesprächsbedarf, wie Kam-
merpräsident Günther Jonitz (Marbur - 
ger Bund) erklärte. Ausschussmitglied  
Ralph A. Drochner (Allianz Berliner Ärzte)  
berichtete, dass es im Aus schuss 
Diskussionen darüber gegeben habe,  
ob es für jede Therapierichtung einen 
Vertreter geben müsse. 
Kammerpräsident Jonitz schlug deshalb 
vor, die Abstimmung zu vertagen, bis 
man sich im Ausschuss geeinigt habe. 

    srd

 
 
Eine außerplanmäßige Delegierten ver-
sammlung findet am 1. Februar 2017 um 
20 Uhr zur Novellierung der Gebüh ren   -
ord nung der Ärzte (GOÄ) statt.  
Die nächste reguläre Sitzung findet am  
15. Februar 2017 statt.  
Die Sitzungen sind kammeröffentlich.

Die Delegierten stimmen ab.
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Ärzte gelten allgemein als eher kon-
servativ. Und das schon von Berufs 

wegen, kämpfen sie doch Tag für Tag um 
ein erhaltenswertes Gut, die menschliche 
Gesundheit. Doch so vorsichtig sie auch 
sein mögen: Berührungsängste mit der 
modernen Technik kennen sie in ihrer 
Arbeit meist nicht. „Wichtig ist allerdings, 
dass sie Patienten und Ärzten nützt“,  
so bringt es Dr. med. Günther Jonitz, 
Präsident der Ärztekammer Berlin, auf 
den Punkt. 

Dass Blutdruckmessgeräte, Stethoskope, 
Fieberthermometer, Röntgenapparate, 
MRT- und Sonografie-Geräte diese 
Bedingung erfüllen, haben sie vielfach 
bewiesen. Aber was ist von einer App für 
das Smartphone zu halten, die den Stress 
des Nutzers unter anderem daran misst, 
wie der Geräusch-Pegel in dem Raum ist, 
in dem er sich gerade aufhält, und wie 
viele Textbotschaften er in kurzer Zeit be-
antworten muss? Fest steht: Auch wer 
auf diese und andere Errungenschaften 
des digitalen Zeitalters skeptisch reagiert, 
muss sich ihnen stellen. „Die Zeit ist der 

Unser Kollege Dr. Smart
Ein „App-Grade“: Beim 5. Fortbildungskongress der Ärztekammer Berlin ging es um 
neue Herausforderungen und Chancen für die Arzt-Patienten-Beziehung im digitalen 
Zeitalter.

Von Adelheid Müller-Lissner

größte Neuerer“, hat schließlich schon 
vor Jahrhunderten der Philosoph Francis 
Bacon festgestellt. Und daraus gefolgert: 
„Wer keine neuen Heilmittel anwendet, 
muss neue Übel akzeptieren.“

„Digitalisierung geht nicht 
wieder weg“
Den Vorwurf, die Zeichen der Zeit zu 
missachten, kann man der Ärztekammer 
Berlin nicht machen, nutzte sie doch ih-
ren 5. Fortbildungskongress am 26. 
November – wieder zusammen mit der 
Arzneimittelkommission der deutschen 
Ärzteschaft ausgerichtet – für ein „App-
Grade“ zum Thema „Arzt und Patient im 
digitalen Zeitalter“. „Auch wir Ärzte brau-
chen digitale Gesundheitskompetenz“, 
sagte dort in seiner Einführung Kammer-
präsident Jonitz. Ein bis auf den letzten 
Platz gefüllter Saal bewies, dass die 
Mediziner der Hauptstadt das ganz ge-
nauso sehen. 

Viele treibt allerdings die Frage um, wie 
sie angesichts des rasant wachsenden 

Markts an Gesund-
heitsportalen und 
Apps für das Smart-
phone, das inzwischen 
fast jede und jeder in 
der Hand- oder Ho-
sen tasche trägt, die 
Spreu vom Weizen 
trennen können. „Als 
Arzt oder Ärztin müs-
sen Sie wissen, was 
Sie da vor sich haben, 
und Ihre Patienten 
aufklären können“, 
forderte in seiner Key-
note Dr. med. Urs-Vito 
Albrecht, Stellver tre-
tender Instituts leiter 
des Standorts Han-

nover des Peter Reichertz-Instituts für 
Medizinische Infor matik der TU Braun-
schweig und der Me dizinischen Hoch-
schule Hannover (MHH). Eine konservati-
ve Haltung könne deshalb auch schaden, 
so der Verfasser zahlreicher Publikationen 
zu Themen der Medizin-Informatik und 
Leiter der Charismha-Stu die zu Chancen 
und Risiken von Gesund heits-Apps, die 
das Bundes gesundheits ministerium in 
Auftrag gegeben hat. „Die Digitalisierung 
geht ja nicht einfach wieder weg.“ 

Keine „Killer-App“

Albrecht beklagte zwar einen gewissen 
Wildwuchs bei den Apps, die nicht direkt 
der Diagnostik und Therapie dienen, sich 
nicht als Medizinprodukte positionieren 
und deshalb keiner Verpflichtung zur 
Regulierung unterliegen. Und er konsta-
tierte beträchtliche Orientierungs pro-
bleme auf Seiten der Verbraucher. Gleich-
zeitig beruhigte der Experte, der in seiner 
Studie rund 90.000 Apps zu Me dizin-, 
Gesundheits- und Fitness-Themen unter 
die Lupe genommen hat, seine Kollegen 
aber auch mit der Versicherung: „Mir ist 
keine ‚Killer-App‘ bekannt, die schon 
Menschen ernsthaft in Gefahr gebracht 
hätte.“ Vor allem aber versprach er, dass 
in Zusammenarbeit mit der Bundes ärz-
tekammer für Mediziner bald praktische 
Hilfestellungen für die Beur teilung gängi-
ger Apps, die ihre Patienten schon heute 
nutzen, bereit gestellt werden sollen.

Ärztekammerpräsident Jonitz: „Digitalisierung muss Patienten und  
Ärzten nützen.“

E-Health-Experte Albrecht: „Digitalisierung 
geht nicht wieder weg.“
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Von Systemen zu Netzwerken

Prof. Dr. Andréa Belliger, Prorektorin der 
PH Luzern und Co-Leiterin des Instituts 
für Kommunikation & Führung, begeis-
terte die Teilnehmer mit einem fulminan-
ten Überblick über die digitale Trans for-
mation unserer Welt im Allgemeinen und 
des Gesundheitswesens im Besonderen. 
Angesichts der Veränderungen, die das 
Internet sowie immer kleinere Geräte mit 
immer größerer Rechenleistung schon in 
das Leben von Ärzten wie Patienten ge-
bracht haben oder doch bald bringen 
werden, wählte die „Miss E-Learning“ der 
Schweiz dafür ein bemerkenswert boden-
ständiges Bild: das des Baumes. 

Seine Wurzeln habe dieser „digitale 
Trans formationsbaum“ in der Konnek ti-
vität der Menschen, also in ihrem Bedürf-
nis und ihrer Fähigkeit, sich zu vernetzen. 
Letztere ist durch die neuen Medien im-
mens gewachsen. Die Kommunikations-
Expertin erkennt derzeit einen Paradig-
menwechsel weg von festen Systemen 
und hin zu offenen und durchlässigen 
Netzwerken, die sich ständig wandeln, 

keine festen Rollen ken-
nen und nicht hierar-
chisch organisiert sind. 
„Wir stehen mitten im 
Übergang zwischen 
zwei Parallel-Univer-
sen.“ 

Den soliden Stamm des 
digitalen Transforma-
tions baums bilden für 
Belliger neue Wertvor-
stellungen und Nor-
men. „Dabei geht es um 
Werte wie Transparenz, 
Partizipation, Authen-
tizität, aber auch um 
Empathie. An ihnen 
werden wir heute alle 
gemessen.“ Die Tech-
nologie, die die welt-
weite Vernet zung er-
möglicht, ist in Belligers 
Bild nicht Teil des 
Baums, sondern die 
Gieß kanne, die ihn mit 
dem lebenswichtigen 
Wasser versorgt. Also 

Mittel zum Zweck. Allerdings ein ziemlich 
bedeutsames Mittel: „Der kostenlose 
Zugriff auf das Internet ist so etwas wie 
ein Menschenrecht geworden.“

Transformation zu mehr 
Transparenz
Und Produkte aus dem Bereich mHealth 
(für: Mobile Health) boomen. Die Anwen-
dungs-Angebote sind zwar im sogenann-
ten zweiten Gesundheitsmarkt der Fit-
ness und Wellness gestartet, wagen sich 
aber immer mehr in den medizinischen 
Bereich vor. In Großbritannien würden 
bestimmte Apps inzwischen auch von 
Ärzten „verschrieben“, berichtete Belliger. 
„Consumer Electronics und Medical 
Devices kommen immer näher zusam-
men.“ Dabei überholten die Angebote zu 
gesundem Schlaf inzwischen die Apps, 
die beim Kampf gegen das Übergewicht 
helfen sollen. 

App-unterstützte Prävention durch einen 
gesunden Lebensstil, Überwachung von 
Vitalwerten mit Wearables und zuneh-
mend auch mit „Insideables“, die ge-

schluckt werden, all das sei inzwischen  
zu einer Art Kontinuum geworden. Mehr 
und mehr Felder würden damit abge-
deckt. „Ich muss immer wieder in eine 
andere App, um zu schauen, wie es mir 
jetzt gerade geht“, so die zugespitzte 
Zukunftsvision der E-Learning-Spezia-
listin. 

Als wohlgeratene „Früchtchen“ am Baum 
der elektronischen Vernetzung hob sie 
Transparenz im Umgang mit medizini-
schen Daten hervor. „Die Patienten for-
dern den Zugriff auf ihre Daten.“ Das 
stärke ihre Fähigkeit zur Partizipation, 
zum „Shared Decision Making“. 
„Während sich Leistungserbringer und 
Krankenkassen noch schwer tun, sich mit 
der digitalen Transformation im Gesund-
heitswesen wirklich anzufreunden, ist ei-
ne neue Generation vernetzter Patienten 
im Entstehen, die mit ihren Forderungen 
nach offener Kommunikation, Transpa-
renz und Partizipation mitzumischen be-
ginnen.“

Kammerpräsident Jonitz sieht die Digita-
lisierung auch als Chance für diejenigen 
Bürger, die noch nicht Patienten sind: 
Apps könnten sie prinzipiell „wegbringen 
von der Boxenstop-Mentalität, bei der 
man sich um die eigene Gesundheit erst 
kümmert, wenn etwas nicht stimmt“. 
Allerdings müsse man auch aufpassen, 
dass jederzeit verfügbare Informationen 
und Messwerte nicht Ängste schüren. 

Schwieriger Medikationsplan

Damit es nicht so weit kommt, müssen 
neben „Dr. Smart“ auch Ärztin und Arzt 
aus Fleisch und Blut zu Rate gezogen wer-
den. Eine App könne durchaus eine Hilfe 
für das Gespräch mit den Patienten dar-
stellen, so berichteten in der Diskussion 
mehrere Teilnehmer des Kongresses. 
Etwa für das Gespräch darüber, wie viele 
Medikamente sie wirklich gleichzeitig 
einnehmen möchten. 

Vielen fehlt allerdings auch in unserem 
viel beschworenen „Informations zeit-
alter“ schlicht der Überblick darüber, was 
sie einnehmen – und warum. Zahlreiche 
ältere Patienten nehmen jeden Tag über 
zehn Medikamente. Nur 25 Prozent der 

Andréa Belliger und ihr digitaler Transformationsbaum.
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von Multi-Medikation Betroffenen haben 
Studien zufolge den Überblick über ihre 
Arzneimitteltherapie. 

Seit Oktober hat jeder gesetzlich Ver-
sicherte, der regelmäßig mindestens drei 
verschiedene Arzneimittel täglich einneh-
men muss, Anspruch darauf, vom Arzt ei-
nen Medikationsplan ausgehändigt zu 
bekommen, in dem Wirkstoffe und 
Handelsnamen, Dosierung, Art der 
Einnahme und – in verständlicher 
Sprache – der Grund dafür festgehalten 
sind. In einer Übergangszeit allerdings 
nur in Papierform. Erst ab 2018 sollen die 
Informationen auf der elektronischen 
Gesundheitskarte gespeichert werden. 
„Ich freue mich, dass es inzwischen einen 

Der 5. Fortbildungskongress bestand na-
türlich nicht nur aus Fachvorträgen. Aus 
insgesamt 10 Seminaren zum Thema 
Digitalisierung – aufgeteilt in zwei Blöcke 
– konnten sich die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer das aussuchen, was sie inter-
essierte. Im Seminar „Der digitale Patient 
und der Online-Gesundheitsmarkt: Sta-
tus Quo und Trends“ gaben Dr. Alexander 
Schachinger und Kai Sostmann einen 
Überblick über den aktuellen Stand der 
Digitalisierung im Gesundheitswesen.

Mit dem E-Health-Gesetz konnten sich 
die Teilnehmer in dem Seminar „Ein Ge-
setz für sichere digitale Kommunikation 
und Anwendungen im Gesundheits we-
sen“ von Norbert Butz und Catrin Schae-
fer näher befassen. Mit der ethischen 
Fragestellungen im digitalen Zeitalter  
beschäftige sich Prof. Dr. Dr. h.c. Heiner 
Fangerau in seinem Seminar intensiv. 
Nebenwirkungen und Interaktionen von 
Arzneimitteln im Internet standen im 
Seminar von Dr. med. Ursula Köberle und 
Dr. med. Thomas Stammschulte von der 
Arzneimittelkommission der deutschen 
Ärzteschaft im Mittelpunkt.

solchen Medikationsplan gibt, auch wenn 
er einstweilen nur in einer unzureichen-
den Form zur Verfügung steht“, sagte 
Prof. Dr. med. Wolf-Dieter Ludwig, 
Chefarzt der Klinik für Hämatologie, 
Onkologie und Tumorimmunologie am 
Helios-Klinikum Berlin-Buch und Vor-
sitzender der Arzneimittelkommission 
der deutschen Ärzteschaft in seinem 
Vortrag. 

Ludwig erinnerte daran, dass laut 
Bundesinstitut für Arzneimittel und 
Medizinprodukte (BfArM) in jedem Jahr 
eine halbe Million Menschen aufgrund 
vermeidbarer Medikationsfehler in ein 
Krankenhaus aufgenommen werden. 
„Die genaue Arzneimittel-Anamnese ist 

zeitaufwändig. Beim Übergang vom 
Krankenhaus in die Praxis und umgekehrt 
gibt es enorme Informationsverluste“, so 
der Arzneimittel-Experte. Angesichts der 
neuen technischen Möglichkeiten wirkt 
das schlicht anachronistisch.

Dr. Adelheid Müller-Lissner 
Freie Wissenschaftsjournalistin

„Wir sind Laborratten“
Mit der anfallenden Datenflut befasste 
sich Prof. Dr. Andréa Belliger in ihrem 
Seminar. Sie versuchte den Teilnehmern 
die Angst vor der Digitalisierung zu neh-
men, indem sie sagte: „Die Rolle des 
Arztes leidet nicht unter der Digitalisie-
rung.“ Um dann hinterher zu schieben: 
„Wir sind Laborratten.“ Soll meinen, dass 
wir uns gerade in einem großen Expe-
rimentierfeld befinden. Diese Vorstellung 
schien einigen Seminarteilnehmern nicht 
zu behagen. Mit Blick auf die immer grö-
ßer werdenden technischen Möglich-
keiten erklärte ein Teilnehmer: „Das er-
weckt den Eindruck, dass gute Medizin 
mit viel Technik einhergehen muss.“ 
Belliger zeigte sich aber überzeugt, dass 
die Unmengen an Daten, die jetzt an vie-
len Stellen gesammelt werden, positiv zu 
bewerten seien, wenn sie vernünftig ge-
nutzt würden. 

Im Zweifel haftet der Arzt

„Was macht eine gute Gesundheits-App 
aus?“: Dieser zentralen Frage gingen Dr. 

Sven Jungmann und Dr. Urs-Vito Albrecht 
in ihrem Seminar nach. Die beiden 
E-Health-Experten mussten aber die 
Seminarteilnehmer enttäuschen, die sich 
eine Kurzanleitung zur Schnellbewertung 
von Apps erhofft hatten. Ohne eine sys-
tematische Befassung mit einer App ist 
eine Bewertung nicht möglich. Nur dann 
können Ärztinnen und Ärzte ihren 
Patienten eine App guten Gewissens 
empfehlen. Denn wie bei anderen Hilfs- 
und Heilmittel gilt auch hier: Es liegt in 
der Verantwortung des Arztes, die kor-
rekten Mittel zur Behandlung anzuwen-
den. Denn im Zweifel haften Ärzten für 
Schäden aufgrund der Anwendung einer 
nicht für den Zweck geeigneten App, de-
ren Empfehlung oder deren Nutzung sie 
gefördert oder unterstützt haben. Daher 
sollten sie nur empfehlen, was sie auch 
beurteilen können. Lesen Sie mehr zu den 
Bewertungskriterien im Kasten auf S. 30.

Enormer Informationsbedarf

Im Abschlussforum standen dann den 
Teilnehmern die Referenten noch einmal 
gesammelt für Fragen, Anregungen und 
Diskussionen zur Verfügung. Kai Sost-
mann erklärte, dass es bei Ärzten einen 
großen Bedarf nach Informationen darü-
ber gebe, was wirklich für die Behandlung 
des Patienten nützlich ist. Dies war auch 

10 Seminare – Für jeden etwas dabei
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aus dem Publikum zu hören. Wolfgang 
Blank, Hausarzt aus Niederbayern, 
wünschte sich Empfehlungen für Apps, 
die die Arzt-Patienten-Beziehung stärken. 
Die Schweizer E-Health-Expertin Andréa 
Belliger sagte, dass es die Uraufgabe des 
Arztes sei, Patienten zu begleiten. Diese 
Rolle müsse im Zuge der Digitalisierung 
neu definiert werden. Heiner Fangerau 

versuchte den Anwesenden Befürchtun-
gen zu nehmen, indem er darauf hinwies, 
dass die Rolle des Arztes immer Wand-
lungen unterlegen sei. 
Kammerpräsident Günther Jonitz erklärte 
zum Abschluss, dass er als Veranstalter 
durch den Kongress mindestens ebenso 
viel gelernt habe wie die Teilnehmer. 
Unklar sei bislang, ob die Digitalisierung 

zu mehr Technisierung oder zu mehr 
Humanisierung führe. Er forderte die 
Teilnehmer auf, sich für Letzteres stark  
zu machen und den Prozess aktiv zu be-
gleiten. 
                  srd

Weitere Informationen unter:  
www.aekb.de/FB-Kongress2016

Dr. med. Urs-Vito Albrecht, Dr. med. Sven Jungmann

Prüfsiegel, Transparenz und klarer Menschenverstand helfen bei 
der Einschätzung der Vertrauenswürdigkeit von Gesund heits-
Apps, die sicher, wirksam und handhabbar sein sollen. Staatliche 
Prüfsiegel wie das CE-Kennzeichen, das Medizin produkten verge-
ben wird, stehen dafür, dass die App, die als Medizinprodukt ein-
gestuft wird, den gesetzlichen Vorgaben und Qualitäts standards 
genügt. Doch eine Großzahl der Gesundheits-Apps unterliegt 
nicht dem Medizinprodukte gesetz. Hier können Prüf siegel – ver-
geben von Initiativen, Verbänden und Firmen – eine Orientierung 
geben. Seriöse Anbieter der Siegel und Tests legen hier die Prüf-
kriterien vollständig offen. Zur Einschätzung der Vertrauens-
würdigkeit braucht der Nut zer vielfältige Informa tionen. Die be-
kommt er, wenn der Hersteller transparent über den Leistungs-
umfang und vor allem auch über Leistungseinschrän kungen be-
richtet. Auf den Produktseiten der Appstores müssen diese für den 
Endverbraucher kritischen Informationen vollständig und leicht 
lesbar angeboten werden. Der Nutzer erhält so Hinweise zur Leistung und den Einschränkungen der jeweiligen App sowie zu 
Wirksamkeitsnachweisen, angewendeten Entwicklungsstandards, dem Datenschutz und nicht zuletzt Informa tionen zum 
Hersteller selbst. Es geht um Transparenz und Fairness gegenüber den Nutzern, die aufgrund valider Information selbst ent-
scheiden müssen, ob sie der App vertrauen möchten. Folgende Informationen sollten in der App-Beschreibung zu finden sein:

1.  Klare Beschreibung des App-Nutzens
2.  Klar und umfassend beschriebene App-Funktionalität
3.  Darstellung etwaiger Risiken und Limits der App
4.  Identifizierung der Autoren von Inhalten
5.  Angabe der Autorenqualifikationen
6.  Angabe von Quellen der Inhalten
7.  Angabe zur Verlässlichkeit der Quellen
8.  Angaben zu Interessenkonflikten
9.  Angaben zur Prüfung der App durch Dritte (Regulation oder private Zertifizierung)
10. Angaben zur möglichen Funktionalität der App, wenn auf Eingabe persönlicher Daten verzichtet wird
11.  Angaben zur Freiwilligkeit der Datenangaben
12.  Angaben über Kontrollmöglichkeiten des Nutzers über die Datenerhebung sowie die Verarbeitung und den Versand der  

erhobenen Daten
13.  Angaben des Herstellers über die Datenschutzerklärung der App
14.  Kontaktinformationen zum Hersteller/Anbieter 

Dr. med. Urs-Vito Albrecht, Dr. med. Sven Jungmann 

Weitere Informationen und Checklisten zur Bewertung von Gesundheits-Apps finden Sie unter:
www.app-synopsis.de und www.charismha.de

Wie kann ich als Arzt eine Gesundheits-App beurteilen?

Gesundheits-Apps: Urs-Vito Albrecht (li.) und Sven Jungmann 
versuchen, die Spreu vom Weizen zu trennen.
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Arzt und Recht
In dieser Folge unserer Serie über die 
Tätigkeiten der Fachabteilungen der  
Ärz te kammer Berlin stellen wir Ihnen die 
Abteilung Berufs- und Satzungsrecht  (Ab-
 teilung Berufsrecht) vor. Auch diese  
Ab teilung hat ein großes Auf gaben port-
folio. Ihr sind unterschiedliche gesetz-
liche Aufgaben der Ärztekammer Ber  lin 
zugeordnet, die im Folgenden kurz vor-
gestellt werden. 

Von Martina Jaklin

Für Kammermitglieder 
wohl am sichtbarsten 

ist die Abteilung 
Berufsrecht über das 

Angebot der berufs-
rechtlichen Beratung. 

Kammermitglieder können sich unbü-
rokratisch per E-Mail oder auch schrift-
lich sowie telefonisch von den 
Juristinnen und Juristen der Abteilung 
in allen berufsrechtlichen Angele-
genheiten beraten lassen und sie neh-
men dieses An gebot gerne und zahl-
reich wahr.  
Dreimal in der Woche (Mo., Mi., Fr.)  
ist speziell für die berufsrechtliche 
Beratung eine Servicetelefon  nummer 
geschaltet, unter der Juristinnen und 
Juristen der Abtei lung direkt erreichbar 
sind.  
Telefon nummer und Ansprechpartner 
können der Homepage der Ärzte-
kammer Berlin entnommen werden. 
Unabhängig davon kann an die E-Mail-
Adresse berufsrecht@aekb.de jederzeit 
eine konkrete Anfrage versandt wer-
den.  
Die jährlich ca. 700 Anfragen (schrift-
lich oder per E-Mail) werden nach 
Dringlichkeit bearbeitet. In der Regel 
erfolgt eine Antwort innerhalb einer 
Woche. Dringende Anfragen werden 
sofort beantwortet. Aufwändigere 
Beratungen dauern etwas länger. 
Anfragen per E-Mail können in der 
Regel schneller beantwortet werden  
als schriftliche.

Zu häufig nachgefrag-
ten berufsrechtlichen 
The men finden 
Kammer mitglieder 

auf der Homepage der 
Ärzte kammer Berlin un-

ter Ärzte/Recht zudem umfangreiche 
Informationen.  
So ist zum Beispiel zur Neufassung der 
Berufsordnung in 2014 eine mehrteilige 
Beitragsserie aus der Feder der Ab tei-
lung Berufsrecht in BERLINER ÄRZTE er-
schienen, die dauerhaft über die Home-
page abrufbar ist. Auch zum Patienten-
rechtegesetz wurden ausführliche Er-
läuterungen veröffentlicht. Zu wichti-
gen Berufspflichten, wie der Auf klä-
rungs-, der Dokumentations- und der 
Schweige pflicht stehen auf der Home-
page Merk blätter zum Download be-
reit. Regel mäßig stellt die Abteilung 
Berufs recht zudem Informationen über 
gesetzliche Neuerungen zur Verfügung, 
die auf der Homepage der Ärzte kam-
mer Berlin abrufbar sind. 

Zu wichtigen, die Berliner Ärztinnen 
und Ärzte unmittelbar betreffenden 
Gesetzesvorhaben oder Gesetzes-
änderungen werden in der Abteilung 
Berufsrecht Stellungnahmen erarbeitet, 
welche die Ärztekammer Berlin entwe-
der über die Bundesärztekammer oder 
direkt an die betreffenden Ministerien 
übermittelt. Auf Landesebene werden 
die ärztlichen Anliegen auch regelmä-
ßig in direkten Gesprächen – sofern er-

forderlich unter Einbeziehung der be-
treffenden ärztlichen Fachvertreter – in 
den Berliner Senatsbehörden themati-
siert. Auf diese Weise werden Landes- 
und Bundesgesetzgeber sowie die 
Berliner Exekutive in die Lage versetzt, 
die Be lange der Ärztinnen und Ärzte so-
wie ihrer Patientinnen und Patienten 
angemessen zu berücksichtigen.

Ein Unterfall der berufs-
rechtlichen Beratung 

stellt das sog. Clea-
ringverfahren dar. 

Wollen Kammermit-
glieder Kooperationen 

eingehen, zum Beispiel 
Niederge lassene mit Krankenhäusern, 
dann können die Ver tragspartner über 
eine berufsrechtliche Beratung hinaus 
ein sog. Clearing ver fahren beantragen.  
Im Rahmen dieses Verfahrens prüft die 
Ärztekammer Berlin gemeinsam mit 
der Kassenärzt lichen Vereinigung Berlin 
und der Ber liner Krankenhaus gesell-
schaft die Zu lässigkeit der beabsichtig-
ten Koopera tion. Am Ende erhalten die 
Antrag steller eine schriftliche rechtli-
che Bewertung aller drei Institutionen 
aus einer Hand. Es wird erwartet, dass 
dieses bisher noch nicht stark nachge-
fragte Verfahren in Zukunft stärker in 
Anspruch genommen werden wird.  
Seit dem Inkrafttre ten der neuen 
Straftatbestände zur Bekämpfung der 
Korruption im Gesund heitswesen im 
Juni vergangenen Jahres ist ein ver-

Für Kammermitglieder 

Angebot der berufs

Berufs-
rechtliche
Beratung

Zu häufig nachgefrag

auf der Homepage der 
Ärzte

Service

Ein Unterfall der berufs

Wollen Kammermit-
glieder Kooperationen 

Clearing- 
verfahren
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mehrtes Bedürfnis der Kam mermit-
glieder nach Rechtssicherheit zu be-
merken, die auch über ein solches 
Verfahren erreicht werden kann.

Eine zentrale und histo-
risch gewachsene 

Aufgabe aller Lan-
des ärztekammern ist 

die Aufsicht über die 
ordnungsgemäße Be-

rufs ausübung der Ärztinnen und Ärzte, 
kurz: Berufsauf sicht. Diese klassische 
Selbstverwal tungs aufgabe liegt aus ei-
nem einfachen Grund in den Händen 
der Ärzteschaft selbst: Ärztinnen und 
Ärzte können am besten beurteilen, ob 
Ärztinnen und Ärzte ihren Beruf ord-
nungsgemäß ausüben. Das Berliner 
Kammergesetz sieht für diesen Zweck 
eine Reihe von Maß nahmen vor. So 
können bei geringfügigen berufsrecht-
lichen Verstößen Rügen mit Geldauf-
lagen bis zu 5.000 Euro erteilt werden. 
Bei schweren oder häufigen Verstößen 
gegen die Berufs pflichten kann ein be-
rufsgerichtliches Verfahren eingeleitet 
werden, dem ein förmliches Unter-
suchungsverfahren vorausgeht. Das 
förmliche Verfahren führt der von der 
Senatsverwaltung bestellte und bei der 
Ärztekammer Berlin ehrenamtlich täti-
ge Untersuchungsführer durch. Leitet 
die Ärztekammer Berlin ein berufsge-
richtliches Verfahren ein, urteilen bei 
der Heilberufekammer, die beim Ver-
waltungsgericht Berlin eingerichtet ist, 
Ärztinnen und Ärzte als ehrenamtliche 
Richterinnen und Richter gemeinsam 
mit Berufsrichtern über den jeweiligen 
Fall. Außerdem können durch die 
Ärztekammer Berlin Ge- und Verbots-
verf ügungen ausgesprochen werden. 
Über die Einleitung der unterschiedli-
chen Maßnahmen entscheidet der 
Kammervorstand. Die Juristinnen und 
Juristen der Abteilung Berufsrecht be-
arbeiten die ca. 1.500 jährlich eingehen-
den Beschwerden und Anzeigen, berei-
ten die daraus resultierenden Verfah-
ren vor und vertreten die Ärztekammer 
Berlin vor dem Berufsgericht. Sie wer-
den dabei bei Bedarf durch vom Vor-
stand berufene ärztliche Experten aus 

den jeweils betroffenen Fachgebieten 
unterstützt. Hierdurch wird sicherge-
stellt, dass ärztliches Fachwissen im er-
forderlichen Umfang in die Verfahren 
einfließt.

Geraten Ärztinnen und 
Ärzte untereinander 

in Streit – hin und 
wieder kommt dies 

innerhalb von Gemei n-
schaftspraxen oder 

Praxis gemeinschaften vor – so können 
sie sich ebenfalls an die Ärztekammer 
Berlin wenden und einen Antrag auf 
Schlichtung stellen. Sind alle Streit-
parteien mit der Durchführung eines 
Schlichtungsverfahrens einverstanden, 
prüft der Vorstand, ob der Sachverhalt 
hierfür geeignet ist. Stehen schwerwie-
gende berufsrechtliche Pflichtverlet-
zungen im Raum, wäre dies allerdings 
eher ein Fall für die Berufsaufsicht. 
Auch kein Fall für den ausschließlich 
mit ehrenamtlich tätigen Ärztinnen 
und Ärzten besetzten Schlichtungs-
ausschuss sind Streitigkeiten, denen 
kompliziertere juristische Probleme zu-
grunde liegen, wie zum Beispiel bei ge-
sellschaftsrechtlichen Auseinander-

setzungen von Ge meinschaftspraxen. 
Solche Fälle sollten besser in die Hände 
von juristischen Experten, am besten 
von Fachanwälten für Medizin- oder 
Gesellschaftsrecht, gelegt werden. 
Geht es aber zum Beispiel um Fragen 
wie dem Umgang mit der ehemals ge-
meinsamen Patientenkartei während 
oder nach dem Ausscheiden eines 
Praxispartners oder um den kollegialen 
Umgang miteinander, dann beauftragt 
der Vorstand den Schlichtungsaus-
schuss der Ärztekammer Berlin mit der 
Durchführung des Schlichtungsver-
fahrens. Am Ende des Verfahrens steht 
ein Vorschlag des Ausschusses zur 
Streitbeilegung. 

Zu den gesetzlichen 
Aufgaben der Ärzte-

kammer Berlin  
ge hört auch die 

Schlich tung von 
Streitigkeiten zwischen 

Kammermit gliedern und Patienten. 
Hierfür betreibt die Ärztekammer 
Berlin zusammen mit neun weiteren 
Ärztekammern die gemeinsame nord-
deutsche Schlichtungs stelle für 
Arzthaftpflichtfragen in Hannover,  
die fachlich ebenfalls an die Abteilung 
Berufsrecht angebunden ist.  
Wirft ein Patient einem Kammermit-
glied eine fehlerhafte Behandlung vor 
und fordert hierfür Schadensersatz, 
dann kann bei der gemeinsamen nord-
deutschen Schlichtungsstelle ein 
Schlichtungs verfahren durchgeführt 
werden.  
Voraussetzung ist auch hier die Zu-
stimmung aller Streitparteien sowie  
die des Haftpflichtversicherers des 
Kam mermitgliedes. Ein Schadens-
ersatz anspruch besteht, sofern ein 
ärztlicher Behandlungsfehler als Ur-
sache für einen Gesundheitsschaden 
anzunehmen ist. Die Schlichtungsstelle 
prüft dies in der Regel unter Einbe-
ziehung eines fachärztlichen Gutach-
ters und schließt ihr Verfahren stets 
mit einer juristisch begründeten 
Stellungnahme ab. Sie kann in geeig-
neten Fällen auch einen konkreten 
Einigungsvorschlag unterbreiten. 
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Martina Jaklin, Leiterin der Abteilung  
Berufsrecht.
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Der Vorstand und die 
zuständigen Fachaus-
schüsse der Ärzte-
kammer Berlin tref-

fen jedes Jahr tausen-
de von Einzelentschei-

dungen, zum Beispiel bei der Erteilung 
von Qualifikationen nach der Weiter-
bildungsordnung (Facharzt-, Schwer-
punkt- und Zusatzbezeichnungen), bei 
der Anerkennung von Fortbildungsver-
anstaltungen oder bei der Eintragung 
von Ausbildungsverträgen für Medi-
zinische Fachangestellte. Wird ein An  - 
t ragsteller durch eine solche Entschei-
dung „beschwert“, wie wir Juristen sa-
gen, das heißt kommt der Antragsteller 
nicht oder nicht vollständig zu seinem 
vermeintlichen Recht, dann kann er/sie 
Widerspruch gegen die Entscheidung 
einlegen. Über den Widerspruch ent-
scheidet die Widerspruchsstelle der 
Ärztekammer Berlin. Auch dieses 
Gremium ist mit ehrenamtlich tätigen 
Ärztinnen und Ärzten besetzt, die mit 
der Unterstützung der Abteilung 
Berufs recht über den Widerspruch ent-
scheiden. Gibt die Widerspruchsstelle 
dem Widerspruch nicht oder nicht voll-
ständig statt, kann der Antragsteller 
hiergegen Klage beim Verwaltungs-
gericht Berlin einlegen. Dort vertreten 
die Juristinnen und Juristen der Ab-
teilung Berufsrecht die Ärztekammer 
Berlin, sofern erforderlich werden sie 
dabei durch die ärztlichen Mitglieder 
der betreffenden Fachausschüsse un-
terstützt.

Die Regelungen, auf  
deren Grundlage Vor-

stand und Fachaus-
schüsse ihre Ent-

schei  dungen treffen, 
sind vor allem in den 

Sat zun gen der Ärztekammer Berlin zu 
finden, namentlich Weiterbildungs-, 
Fortbil dungs- und Berufsordnung. 
Insgesamt gibt es derzeit 13 Satzungen, 
die ihre Grundlage wiederum im 
Berliner Kam mergesetz haben.  
Die Satzungen der Ärztekammer Berlin 
sind als sog. untergesetzliche Rechts-
vor schriften für die Kammermitglieder 

bindend. Zuständi ges Rechtsetzungs-
organ ist das Ärzte parlament, das heißt 
die Delegierten versammlung der 
Ärztekammer Berlin, deren Mitglieder 
alle vier Jahre von den Kammer mit - 
g liedern gewählt werden. Zur Orien-
tierung und zur Gewährleis tung einer 
möglichst einheitlichen bundesweiten 
Rechtslage dienen bei wichtigen 
Satzungen wie der Weiterbildungs-, der 
Fortbildungs- und der Berufsord nung 
die Muster-Satzungen der Bundes-
ärztekammer. Die Abteilung Berufs-
recht der Ärztekammer Berlin begleitet 
und unterstützt sowohl die Erarbeitung 
der Muster-Satzungen bei der Bundes-
ärzte kammer als auch die Recht setzung 
in der Ärztekammer Berlin. Sie sorgt zu-
dem für ein ordnungsgemäßes Recht-
setzungsverfahren, das heißt sie sorgt 
für die Ausfertigung, in den gesetzlich 
vorgeschriebenen Fällen für die Ge neh-
migung der Satzung durch die Auf-
sichts behörde und am Ende für die 
Bekannt machung im Amtsblatt für 
Berlin. Erst hiernach sind die Vor-
schriften in Kraft.

Bei der Abteilung Be-
rufsrecht sind außer-

dem noch einige 
Ausschüsse und 

Gremien angebunden, 
die organisatorisch und 

juristisch betreut werden. Dazu zählt 
der Ausschuss für Menschenrechts-
fragen, der ebenfalls mit ehrenamtlich 
tätigen Kammermitgliedern besetzt ist. 
Der Ausschuss tagt in der Regel monat-
lich und befasst sich mit Themen wie 
der gesundheitlichen Versorgung von 
Men schen ohne Papiere und von 
Asylbe werbern, der Pflegesituation al-
ter und kranker Menschen und dem 
ärztlich assistierten Suizid. Gemeinsam 
mit Mit gliedern des Menschenrechts-
aus schus ses vertritt die Abteilung 
Berufsrecht die Ärztekammer Berlin 
beim „Runden Tisch Flüchtlings-
medizin“ bei der Senatsver waltung für 
Gesundheit und Soziales. Der Runde 
Tisch diskutiert Frage stellun gen zur 
medizinischen Versorgung von Mig-
rantinnen und Migranten ohne Aufent-

haltsstatus und sucht nach praxisorien-
tierten Problemlösungen, die sich mög-
lichst kurzfristig umsetzen lassen.  
Ein Mitglied des Menschenrechtsaus-
schusses ist zudem Vertreter der Ärzte-
kammer Berlin im Berliner Vollzugs-
beirat. Auch diese Funktion ist organi-
satorisch der Abteilung Berufsrecht zu-
geordnet und wird bei Bedarf fachlich 
unterstützt.

Die Abteilung Berufs-
recht betreut zudem 
organisatorisch und 
fachlich die Gutach-

ter stelle für die freiwil-
lige Kastration und an-

dere Behandlungsmethoden. Rechts-
grundlage für dieses Gremium ist das 
Berliner Kastrationsgesetz. 
Antragsteller sind in der Regel verur-
teilte Sexual straftäter, die entweder ih-
re Strafhaft verbüßen oder sich wegen 
fortbestehender Gefahr für die Öffent-
lichkeit in Sicherungsverwahrung be-
finden. Eine chirurgische Kastration ist 
nur auf eigenen Wunsch der betroffe-
nen Person möglich. Deutschland ge-
hört mit Tschechien zu den einzigen 
Ländern Europas, die ein solches 
Verfahren noch vorsehen. Auch auf-
grund der heutigen Möglichkeit einer 
medikamentösen Behandlung ist das 
Verfahren sehr umstritten. Tatsächlich 
werden in Deutsch land heute nur noch 
sehr wenige solche Eingriffe durchge-
führt. Aufgabe der Gutachterstelle ist 
die Prüfung der gesetzlich geforderten 
Voraussetzungen und die Aufklärung 
der Antragsteller über die physischen 
und psychischen Folgen einer chirurgi-
schen Kastration. Die Mitglieder der 
Gutachterkommission werden von der 
Senatsverwaltung für Gesundheit und 
Soziales berufen. Neben einem Juristen 
wirken zwei von der Ärztekammer 
Berlin vorgeschlagene ehren amt  lich  
tätige Kammermitglieder in dem 
Gremium mit. 

Seit 1972 gibt es bei 
der Ärztekammer 
Berlin einen Für-

sorge   aus schuss, der 
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Die Ärztekammer Berlin 
ist des Weiteren im 
wissenschaftlichen 
Beirat des klinischen 

Krebsregisters vertre-
ten. Das Register hat im 

Juli vergangenen Jahres seine Tätigkeit 
auch in Berlin aufgenommen. Grund-
lage für die Berufung der Beirats mit-
glieder ist ein Staatsvertrag zwischen 
dem Land Berlin und dem Land Bran-
denburg. Auch diese Funktion ist bei 
der Abteilung Berufsrecht angebunden 
und bei Bedarf erfolgt die fachliche 
Unterstützung durch die Juristinnen 
und Juristen der Abteilung. 

Wenn Sie Fragen zu den hier nur ange-
rissenen Themen haben, finden Sie wei-
tere Informationen auf der Homepage 
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ebenfalls von der Abteilung Berufsrecht 
betreut wird. Gemäß den Fürsorgericht-
linien der Ärztekammer Berlin gewährt 
die Kammer den bedürftigen Ärztinnen 
und Ärzten sowie deren Familienan-
gehörigen und Hinterblie benen auf 
Antrag Unter stützungen, um vor drin-
gender Not zu schützen und dabei un-
billige Härten zu vermeiden. Die ge-
währte Unterstützung kann einmalig 
und/oder laufend gezahlt werden. 
Soweit ein Anspruch auf Sozial leistung 
besteht, wird keine Fürsor geleistung 
gewährt. Wegen der heutzutage weit-
gehend lückenlosen sozialen Absiche-
rung der Kammermitglieder ist die 
Anzahl der Fürsorgeempfänger in den 
letzten Jahren stark zurückgegangen. 
Ein Rechtsanspruch auf diese Leistun-
gen besteht im Übrigen nicht. 

Die Ärztekammer Berlin 

Krebsregisters vertre

Beirat 
klinisches 

Krebsregister

der Ärztekammer Berlin, dort unter 
Ärzte/Recht. Sie finden dort auch die 
Servicezeiten für die telefonische be-
rufsrechtliche Beratung für Kammer-
mitglieder sowie Telefonnummern und 
Ansprechpartner. 

Martina Jaklin ist
Leiterin der Abteilung Berufsrecht
der Ärztekammer Berlin
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Wer die Musik liebt, kann nie ganz 
unglücklich werden.“ Diesem 

Ausspruch Franz Schuberts werden 
wohl auch im 21. Jahrhundert viele 
Menschen Applaus spenden. Nicht zu-
letzt die rund 5 Millionen Deutschen, 
die selbst Musik machen: In einem Chor 
zu singen kann ebenso beglücken wie 
das Zusammen spiel mit anderen in 
einem Laienorches ter oder einer Big 
Band, der abendliche Griff zur Gitarre 
im heimischen Wohn zimmer oder der 
mutige Entschluss, sich noch als 
Erwachsener an das Erlernen eines 
Instruments zu wagen. 

Vor allem, wer in der klassischen Musik 
als Interpret einen Namen hat oder sich 
ihn erst noch machen will, hat leider 
aber immer wieder Grund zur Verzweif-
lung – weil der Körper nicht mitspielt: 
Da verliert ein Sänger genau vor der 
Opernpremiere seine Stimme, da ver-
spannt  sich bei einem Bratschisten die 
Schulter, ein Hornist erleidet einen 
Hörsturz, oder ein Pianist verliert wie 
der große Robert Schumann die Kon-
trolle über lange geübte Bewegungs-
abläufe in einem seiner Finger. Für uns 
Nachgeborenen mag es ein Glück sein, 
dass Schumann seine Karrierepläne än-
dern musste und sich ganz auf das 
Komponieren verlegte, für ihn selbst 
war es zunächst ganz furchtbar.

Auch wenn das oft vergessen wird: 
Musiker arbeiten unter vollem Körper-
einsatz. Ihnen fehlt aber oft das, was 

In keiner deutschen Stadt leben so viele Berufsmusiker wie in Berlin.  
In der Hauptstadt wurde jetzt ein eigenes Centrum für Musikermedizin 
gegründet. Die Charité arbeitet in der Prävention und Behandlung der 
Probleme von Sängern und Instrumentalisten künftig noch enger mit 
den beiden Musikhochschulen der Stadt zusammen. 

Damit der Himmel wieder voller 
Geigen hängt
Von Adelheid Müller-Lissner

„
Leistungssportlern schon lange zusteht: 
Gute medizinische Beratung und Be-
treuung. Noch sei man davon weit ent-
fernt, bedauert Robert Ehrlich, Rektor 
der Hochschule für Musik Hanns Eisler. 
„In meinem Haus wohnen ein Profi-
Fußballer und ein Mitglied des Ge-
wandhaus-Orchesters. Beide spielen in 
der Ersten Liga. Doch nur der Sportler 
hat einen Mannschaftsarzt.“  Eigentlich 
sei es angemessen, auch an einen 
„Doktor Müller-Wohlfahrt für Musiker“ 
zu denken, so bringt es Karl Max Ein-
häupl, Vorstandsvorsitzender der 
Charité, in Anspielung auf einen promi-
nenten langjährigen Mannschaftsarzt 
des FC Bayern und der Deutschen 
Fußball-Nationalmannschaft auf den 
Punkt. 

Es ist also nur folgerichtig, dass jetzt in 
Berlin, der Stadt mit der bundesweit 
höchsten Zahl an Berufsmusikern, das 
Berliner Centrum für Musikermedizin 
gegründet wurde. Feierlich eröffnet 
wurde das BCMM am 15. November mit 
einem Symposium in der Kaiserin-
Friedrich-Stiftung. „Wir werden hier als 
medizinische Fakultät mit zwei grandi-
osen Hochschulen zusammenarbeiten“, 
so freute sich Einhäupl dort in seiner 
Ansprache. Hochschule für Musik 
Hanns Eisler (HfM) und Universität der 
Künste (UdK) werden sich für das 
Projekt mit der Charité vernetzen, wo  
in Zukunft eine eigene Musikersprech-
stunde angeboten wird. Die Sprech-
stunde ist für Stu dierende und Lehren-

de der HfM und UdK sowie andere 
Musiker mit Über weisungsschein kos-
tenlos und beinhaltet eine Diagnostik, 
Beratung und Therapie bei berufsbe-
dingten Erkran kungen an. Von dort aus 
wird auch für die Koordination der ver-
schiedenen Beratungs- und Behand-
lungsangebote gesorgt werden. 

Wie eng die Verbindung zwischen 
Musik und Medizin einst war, daran er-
innerte in der Auftakt-Veranstaltung 
Stefan Willich, Direktor des Instituts für 
Sozial medizin, Epidemiologie und 
Gesund heitsökonomie der Charité. 
„Apollo war für beides zuständig, für 
Musik wie Medizin. Auf  Abbildungen 
trägt er sein Instrument in der einen, 
die Heilkräuter in der anderen Hand.“ 
Mit diesem Ausflug in die Antike  erin-
nerte der Mediziner, der von 2012 bis 
2014 Rektor der Hochschule für Musik 
Hanns Eisler war und das World Doctors 
Orchestra dirigiert, auch daran, dass 
Musik Balsam für Körper und Seele sein 
kann. Mehr als 1000 wissenschaftliche 
Publikatio nen seien inzwischen zur 
Musiktherapie erschienen, von Neo-
natologie über Schmerztherapie und 
Herz-Kreislauf-Leiden bis hin zur 
Demenz, berichtete Willich. „Noch er-
gibt sich daraus allerdings ein Flicken-
teppich, kein überzeugendes Ge samt-
bild.“ 

Sicher ist – auch ohne dass es dafür eine 
überwältigende wissenschaftliche Evi-
denz gäbe: Für auffallend viele Medizi-
ner ist das Musizieren und Musik-Hören 
heute ein besonders schönes und ent-
spannendes Freizeitvergnügen. Man 
darf ihnen also besonderes Verständnis 
für berufsbezogene Leiden der Profis 
unterstellen. Musiker scheuen sich al-
lerdings oft, die Mediziner wegen ihrer 
Beschwerden zu konsultieren. Ist es 
nicht ein Zeichen von Schwäche, wenn 
Körperfunktionen versagen? Ein Makel, 
der das frühzeitige Ende einer hoff-
nungsvollen Karriere bedeuten könnte? 
Muss der Körper nicht „funktionieren“, 
um dem künstlerischen Ausdruck maxi-
mal dienen zu können? „Gesund heit-
liche Probleme von Musikern sind ein 
schambeladenes Thema“, berichtete 
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Martin Rennert, Präsident der UdK, in 
seinem Grußwort. „Dabei passiert es in 
diesem Hochleistungsberuf fast jedem 
an irgend einer Stelle.“ 

Wenn Berufsmusiker unter Belastung 
Schmerzen haben oder vor jedem  
Au f tritt extremes Lampenfieber, dann 
erleben sie ihre gesundheitlichen Pro-
bleme „unter dem Scheinwerfer der 
biografischen Bedrohung“. Kaum je-
mand kann mehr davon erzählen als 
Eckart Alten müller, langjähriger 
Direktor des höchst angesehenen 
Instituts für Musikphysio logie und 
Musikermedizin in Hannover und einer 
deutschen Pioniere der Musikermedizin. 

Fünf Besonderheiten kennzeichnen 
nach seiner Erfahrung die Menschen, 
die heute – vor allem im Bereich der 
Klassik – als Interpreten arbeiten: Sie 
haben, erstens, durchgängig schon in 
der Kindheit begonnen, „ihr“ Instru-
ment zu spielen, Musiker zu sein war ihr 
Ideal und ist wichtiger Bestand teil ihrer 
Selbstdefinition. Sie haben, zweitens, 
eine Begabung, die stark mit Emotio-
nen besetzt ist, von höchstem Glück 
und Stolz bis zu Angst und tiefer 
Verzweiflung. Botenstoffe und Hor-
mone wie Adrenalin, Serotonin, Oxy-
tocin, Dopamin und auch Cortisol wer-
den in den verschiedenen Phasen ihrer 
Tätig keit im Übermaß ausgeschüttet. 

„Die Emotionen sind neuroplastisch 
höchst aktiv“, so fasste Altenmüller das 
Ge schehen zusammen. Spitzen-Inter-
preten arbeiten zum Dritten – Spitzen-
sportlern vergleichbar – oft an der kör-
perlichen Leistungsgrenze. Viertens: 
Was dabei herauskommt, können an-
dere mittels ihres Gehörs und des Ver-
gleichs mit Aufnahmen derselben 
Stücke heute extrem gut beurteilen 
und kritisieren. Last but not least haben 
die Interpreten mit Instrumenten zu 
kämpfen, die nicht nach ergonomi-
schen Prinzipien entworfen wurden. 
„Die Gitarre, noch mehr aber die 
Bratsche, das sind aus dieser Sicht ei-
gentlich Verbrechen.“ 

Foto: WDODas World Doctors Orchestra.
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In den Lehrveranstaltungen, die Medi-
ziner an Musikhochschulen zur Präven-
tion halten, sollte auch über die Kunst 
gesprochen werden, mit dem Üben im 
richtigen Moment aufzuhören, achtsam 
mit sich umzugehen, Dehnungs übun-
gen und ausgleichende körperliche 
Bewe gung in den Alltag einzubauen. 
„Wir alle sollten dazu beitragen, in die-
sem extrem kompetitiven Feld für mehr 
Men schlichkeit zu sorgen“, appellierte 
Altenmüller an die Anwesenden. 

Der Charité-Neurologe und diplomierte 
Konzertpianist Alexander Schmidt tut 
das schon seit 2014 als Leiter des Kurt-
Singer-Instituts für Musikphysiologie 
und Musikergesundheit, das UdK und 
Hochschule für Musik Hanns Eisler ge-
meinsam betreiben. Nun ist er auch 
Leiter des BCMM. „Über alle Studien  
hinweg zeigt sich ein zentraler Befund“, 
berichtete er in seinem Vortrag. „80 
Prozent der Musiker leiden unter spiel-
bezogenen medizinischen Problemen.“ 
Zwei Erkrankungsgruppen zeigten sich 
dabei besonders häufig: Schmerzen 
und psychische Probleme, vor allem 
Angst vor Auftritten und Depressionen. 
Fachärzte mit musikermedizinischem 
Schwerpunkt müssten, um erfolgreich 
dagegen anzugehen, eng mit Physio-
thera peuten, Logopäden, Stimmthera-
peuten, Psychologen und Psychothera-
peuten, aber auch mit den Gesangs- 
und Instrumentalpädagogen zusam-
menarbeiten. An einem Uniklinikum 

wie der Charité sind die Voraus set-
zungen für die Vernetzung der Fach-
gebiete günstig. 

Besonders eng wird die Zusammen-
arbeit sicher mit den Hals-Nasen-
Ohren-Ärzten sein, die Sänger und auch 
Bläser betreuen. „Was den Sänger zum 
Arzt treibt, ist immer die subjektive 
Selbstein schät zung“, sagte beim 
Eröffnungssympo sium Tadeus Nawka 
von der Klinik für Audiatrie und 
Phoniatrie der Charité, deren Direktor  
Manfred Gross ebenfalls aktiv an der 
Neugründung beteiligt war. Die wich-
tigste Maßnahme sei dann praktisch 
immer, dass sie sich vor Über lastung 
schützen. „Benutzen Sie Ihre Stimme 
nur, wenn Sie dafür bezahlt werden“, 
rät Nawka seinen Patienten ab und an 
scherzhaft. Eine Therapie zu beginnen, 
stigmatisiere die Sänger nicht. Und 
ebenso wenig ihre Gesangslehrer. In 
prophylaktischer Hinsicht rät Nawka 
dazu, die Tauglichkeitsuntersuchung 
vor Aufnahme eines Studiums ernst zu 
nehmen. Im Alltag seien später körper-
liche Fitness und mentale Stärke wich-
tig – und für beides könne man einiges 
tun.

Einiges getan werden soll in den nächs-
ten Jahren am Berliner Centrum für 
Musikermedizin auch in Sachen For-
schung. BCMM-Leiter Schmidt nannte 
mehrere von Deutscher Forschungs-
gemeinschaft und Bundesforschungs-

ministerium geförderte Projekte: In ei-
nem von ihnen geht es um Ursachen, 
Behandlung und Prävention der weit 
verbreiteten Auftritts-Angst. Dazu ge-
hört auch ein „Auftritts-Training“. Auch 
bei der Dystonie soll nach Ursachen, 
Therapiekonzepten und Präventions-
mög lichkeiten gefahndet werden. 
Inzwischen ist klar, dass sie familiär  
gehäuft auftritt und eine genetische 
Komponente hat: Mehrere Risikogene 
wurden identifiziert. Ein weiteres 
Thema ist der Einfluss von Musik auf 
Ent wick lungsprozesse. Hierfür sollen 
auch Daten der Nationalen Kohorte ge-
nutzt werden. Schließlich wird sich die 
Forschung am BCMM auch den Be-
ziehungen zwischen Musik und Gehirn 
widmen. Zum Beispiel den neuronalen 
Korrelaten des Musik-Gedächtnisses. 
Kann sich Musik möglicherweise sogar 
als Gedächtnishilfe nützlich machen, 
etwa bei beginnenden dementiellen 
Erkrankungen? 

Wie auch immer diese Frage beantwor-
tet werden wird: Die Existenzberech-
tigung einer Kunst, die Menschen  
so viel Glück zu schenken und das 
schlimmste Unglück von ihnen abzu-
halten vermag, hängt davon sicher 
nicht ab.

Dr. Adelheid Müller-Lissner
Freie Journalistin
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